
2017/46 23. Februar 2018

Hinweis (Entwurf )

Die Clearingstelle EEG|KWKG1 gibt folgenden Hinweis zur Auslegung und An-
wendung des § 21 Abs. 3 EEG 20172:

1. Entscheidendes Kriterium zur Beantwortung der Frage, ob
ein oder mehrere Gebäude im Sinne des EEG vorliegen, ist
die selbstständige Benutzbarkeit der jeweiligen Einheiten.
Mehrere Gebäude werden nicht durch gemeinsam genutzte
bauliche Einrichtungen zu einem Gebäude „verklammert“ (s.
Abschnitt 2.1, Rn. 7 ff.).

2. Für die Bestimmung der 100-kWp-Grenze in § 21 Abs. 3
EEG 2017 sind nur solche Solaranlagen maßgeblich, die ab
dem Stichtag 25. Juli 2017 in Betrieb genommen worden sind
(s. Abschnitt 2.1, Rn. 12 ff.).

3. Übersteigt die installierte Leistung von Solaranlagen auf einem
Wohngebäude die Schwelle von 100 kWp, besteht für die Ge-
samtheit der Solarmodule auf diesem Gebäude kein Anspruch
auf den Mieterstromzuschlag. § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 ist
zur Bestimmung der 100-kWp-Grenze nicht anwendbar (s. Ab-
schnitt 2.1, Rn. 15 ff.).

4. Hingegen ist § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 anzuwenden, um die
Höhe des Mieterstromzuschlags gemäß §§ 19 Abs. 1, 23b Abs. 1
EEG 2017 zu bestimmen. Für die Anwendung der Leistungs-
schwellen gemäß § 23c Nr. 1 i. V. m. § 48 Abs. 2 EEG 2017 sind

1Nachfolgend bezeichnet als Clearingstelle. Sofern vorliegend auf bis zum 31.12.2017 beschlossene
Verfahrensergebnisse der Clearingstelle Bezug genommen wird, wurden diese von der Clearingstel-
le EEG beschlossen.

2Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 21.07.2014
(BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Förderung von Mieterstrom und zur
Änderung weiterer Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes v. 17.07.2017 (BGBl. I S. 2532),
nachfolgend bezeichnet als EEG 2017. Arbeitsausgabe der Clearingstelle abrufbar unter https://
www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2017/arbeitsausgabe.
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daher die Module auf jedem Gebäude – und unter den Voraus-
setzungen von § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 ggf. auch auf mehre-
ren Gebäuden – zusammenzufassen (s. Abschnitt 2.1, Rn. 19).

5. Ein detaillierter Nachweis darüber, dass 40 % der Fläche eines
Gebäudes dem Wohnen dienen, ist nur in Ausnahmefällen er-
forderlich. Ausreichend ist zumeist eine überschlägige Betrach-
tung anhand der Nutzungen der Geschosse: Wenn mindestens
40 % der Anzahl der Geschosse des Gebäudes dem Wohnen die-
nen, so spricht der Beweis des ersten Anscheins dafür, dass auch
mindestens 40 % der Fläche des Gebäudes dem Wohnen dienen.
Wenn nach einer überschlägigen Betrachtung Zweifel an der
Einhaltung des 40-%-Kriteriums bestehen, rät die Clearingstel-
le, gemäß DIN 277 die Summe der Netto-Grundflächen und
den Anteil der Nutzungsarten nach DIN 277 anhand der Bau-
genehmigungsunterlagen zu ermitteln und auf dieser Grund-
lage den Anteil der dem Wohnen dienenden Flächen zu berech-
nen (s. Abschnitt 2.2.1).

6. Der Begriff des unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs ist
in enger Anlehnung an die Definition der Eigenversorgung (§ 3
Nr. 19 EEG 2017) auszulegen und anzuwenden. Hierzu kann
auf den Leitfaden der Bundesnetzagentur (BNetzA) zur Ei-
genversorgung zurückgegriffen werden. Demnach verschließt
es sich einer pauschalen Vorgabe im Rahmen dieses Hinweis-
verfahrens, unter welchen Voraussetzungen das Kriterium des
unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs vorliegt. Dies ist
nach den jeweiligen Umständen des Einzelfalls unter Beach-
tung des Normcharakters zu prüfen. Eine rein gebietsbezogene
Auslegung nach einer starren Maximaldistanz zwischen Erzeu-
gung und Verbrauch oder nach der Zugehörigkeit zum selben
Netzbereich reicht für das Kriterium des unmittelbaren räum-
lichen Zusammenhangs im Sinne des Mieterstromzuschlags
nicht aus (s. Abschnitte 2.2.2, 2.3 und 2.5).

7. Handelt es sich bei einer baulichen Anlage um eine „Nebenan-
lage“ im Sinne des BauGB, der BauNVO oder der Landesbau-
ordnung, so ist unwiderleglich zu vermuten, dass es sich auch
um eine Nebenanlage im Sinne des EEG 2017 handelt. Der Um-
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kehrschluss kommt jedoch nicht in Betracht. Als Nebenanlagen
i. S. v. § 21 Abs. 3 Nr. 1 EEG 2017 kommen daher auch weite-
re einem Wohngebäude dienende Bauwerke in Betracht (s. Ab-
schnitt 2.2.3).

8. Die Clearingstelle weist ergänzend darauf hin, dass § 24 Abs. 1
Satz 1 EEG 2017 lediglich zur Ermittlung der 100-kWp-Grenze
in § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 nicht anwendbar ist.
Für die übrigen Leistungs- und Vergütungsschwellen des
EEG 2017 gilt hingegen § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017, insbeson-
dere zur Anwendung der 100-kWp-Schwelle (verpflichtende
Direktvermarktung) in § 21 Abs. 1 Nr. 1 und der 750-kWp-
Schwelle (Ausschreibungspflicht) in § 22 Abs. 3 EEG 2017 (s.
Abschnitt 2.6)

Inhaltsverzeichnis

1 Einleitung des Verfahrens 4

2 Herleitung 6

2.1 Wortlaut . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6

2.2 Systematische Auslegung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12

2.2.1 40 % Wohnfläche . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13

2.2.2 „unmittelbarer räumlicher Zusammenhang“ . . . . . . . . . 19

2.2.3 „Nebenanlagen“ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 22

2.3 Historisch-genetische Auslegung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26

2.4 Zwischenergebnis zum räumlichen Anwendungsbereich . . . . . . . 30

2.5 Teleologische Auslegung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 31

2.6 Ergänzender Hinweis: Mieterstrommodell, verpflichtende Direkt-
vermarktung und Ausschreibungspflicht . . . . . . . . . . . . . . . . 32

3 Anhang: Gesetzgebungsmaterialien (Auszüge) 33

3.1 Referentenentwurf vom 17. März 2017 . . . . . . . . . . . . . . . . 33

Die Clearingstelle EEG|KWKG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes
Recht der Erneuerbaren Energien, GF: Agnès Reinsberg. Unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2017/46
können Sie dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann
keine Haftung übernommen werden.

3

https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2017/46


3.2 Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 26. April 2017 . . . . . . . 33

3.3 Empfehlungen der Ausschüsse des Bundesrates vom 22. Mai 2017 . . 34

3.3.1 Empfehlungen des Ausschusses für Städtebau, Wohnungswe-
sen und Raumordnung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 34

3.3.2 Empfehlungen des Umweltausschusses . . . . . . . . . . . . 38

3.3.3 Empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und des Aus-
schusses für Agrarpolitik und Verbraucherschutz . . . . . . . 42

3.4 Plenarbeschluss des Bundesrates vom 2. Juni 2017 . . . . . . . . . . . 43

3.4.1 100-kW-Grenze . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 43

3.4.2 Räumlicher Anwendungsbereich . . . . . . . . . . . . . . . 43

3.5 Gegenäußerung der Bundesregierung vom 14. Juni 2017 . . . . . . . 45

3.6 Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und Energie des Bundestags
vom 28. Juni 2017 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 46

1 Einleitung des Verfahrens

Die Clearingstelle hat am 23. Februar 2018 durch ihren Vorsitzenden Dr. Lovens-1
Cronemeyer sowie ihre Mitglieder Dr. Mutlak und Dr. Winkler beschlossen, zu
folgenden Fragen ein Hinweisverfahren einzuleiten:

1. Wie sind einzelne Wohngebäude voneinander abzugrenzen, bei-
spielsweise im Fall von Reihenhäusern oder einer Blockrandbebau-
ung ?

2. Wie ist die 100-kWp-Grenze in § 21 Abs. 3 Satz 1 EEG 2017 anzu-
wenden ? Insbesondere:

(a) Ist § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 zur Ermittlung der 100-kWp-
Grenze anzuwenden ?

(b) Entfällt der Anspruch auf den Mieterstromzuschlag bei einer
Leistung von insgesamt mehr als 100 kWp vollständig oder nur
für den 100 kWp übersteigenden Leistungsanteil ?
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3. Unter welchen Voraussetzungen liegt ein Verbrauch „im unmittel-
baren räumlichen Zusammenhang“ i. S. v. § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1
EEG 2017 vor ?

4. Was sind „Nebenanlagen“ i. S. v. § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 ?

5. Unter welchen Voraussetzungen dienen mindestens 40 % der
Fläche eines Gebäudes dem Wohnen i. S. v. § 21 Abs. 3 Satz 2
EEG 2017 ? Wie ist dieser Wert im Einzelfall zu ermitteln ?

Es handelt sich dabei um abstrakt-generelle Auslegungs- und Anwendungsfragen, für2
deren Beantwortung der Clearingstelle die Durchführung eines Empfehlungsverfah-
rens nicht geboten erscheint. Der Einleitung voraus gingen an die Clearingstelle ge-
richtete Anregungen, zur Auslegung von § 21 Abs. 3 EEG 2017 ein Hinweisverfahren
einzuleiten. Diese Regelung wurde durch das sog. Mieterstromgesetz3 ins EEG 2017
eingefügt. In den Anregungen und Anfragen an die Clearingstelle wurde u. a. darauf
hingewiesen, dass in der Praxis insbesondere große Unsicherheit herrsche, welche
Reichweite der Begriff des „Wohngebäudes“ hat und wie der „unmittelbare räumli-
che Zusammenhang“ zwischen Erzeugung und Verbrauch zu bestimmen ist. Weiter
wurde die Frage aufgeworfen, was genau unter „Nebenanlagen“ zu verstehen ist und
wie die 100-kWp-Grenze angesichts des modulscharfen Anlagenbegriffs bei Solaran-
lagen anzuwenden sei.

In diesem Hinweisverfahren können weitere Fragen zum Mieterstromgesetz nicht3
geklärt werden, beispielsweise zur richtigen Messung und Abrechnung oder zur Ein-
bindung von Speichern. Diese Fragen bleiben einem oder mehreren nachfolgenden
Hinweisverfahren vorbehalten.4

Die von der Clearingstelle nach pflichtgemäßem Ermessen ausgewählten, gemäß § 24
Abs. 4 Satz 1 ihrer Verfahrensordnung (VerfO)5 akkreditierten Interessengruppen
bzw. gemäß § 2 Abs. 4 Satz 2 VerfO registrierten öffentlichen Stellen erhalten gemäß
§ 25b Abs. 2 VerfO bis zum 19. März 2018 Gelegenheit zur schriftlichen Stellung-
nahme.6

3Gesetz zur Förderung von Mieterstrom und zur Änderung weiterer Vorschriften des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes v. 17.07.2017, BGBl. I S. 2532, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/eeg2017/aenderung4.

4Die Clearingstelle lädt dazu ein, ihr Klärungsbedarf mitzuteilen.
5In der am Tage der Beschlussfassung geltenden Fassung, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg-kwkg.de/verfahrensordnung.

6Die Stellungnahmen sind nach Abschluss des Verfahrens unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/hinwv/2017/46 abrufbar.
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Die Beschlussvorlage hat gemäß § 25b Abs. 1 i. V. m. § 24 Abs. 5 VerfO das Mitglied5
Dr. Winkler erstellt.7

2 Herleitung

2.1 Wortlaut

§ 21 Abs. 3 Satz 1 und 2 EEG 2017 lautet:6

„1Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach § 19
Absatz 1 Nummer 3 besteht für Strom aus Solaranlagen mit einer instal-
lierten Leistung von insgesamt bis zu 100 Kilowatt, die auf, an oder in
einem Wohngebäude installiert sind, soweit er an einen Letztverbrau-
cher geliefert und verbraucht worden ist

1. innerhalb dieses Gebäudes oder in Wohngebäuden oder Neben-
anlagen im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit diesem
Gebäude und

2. ohne Durchleitung durch ein Netz.

2§ 3 Nummer 50 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass mindestens 40
Prozent der Fläche des Gebäudes dem Wohnen dient . . . “8

Gebäude Das „Gebäude“ ist in § 3 Nr. 23 EEG 2017 gesetzlich definiert als7

„jede selbständig benutzbare, überdeckte bauliche Anlage, die von
Menschen betreten werden kann und vorrangig dazu bestimmt ist, dem
Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen“.

Zum „Gebäude“ im EEG hat die Clearingstelle bereits Stellung genommen. Im Vo-8
tum vom 24. Juli 2009 hat die Clearingstelle unter anderem ausgeführt, dass sich das
EEG zwar am bauordnungsrechtlichen Verständnis orientiere, dabei aber der Ge-
bäudebegriff im Sinne des EEG eigenständig auszulegen und anzuwenden ist. Ent-
scheidendes Kriterium zur Beantwortung der Frage, ob ein oder mehrere Gebäude im
7Die zur Stellungnahme an die ausgewählten Verbände übersandte Entwurfsfassung dieses Hinweises
ist ebenfalls unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2017/46 abrufbar.

8Auslassung und Satznummerierung nicht im Original.
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Sinne des EEG vorliegen, ist danach die selbstständige Benutzbarkeit der jeweiligen
Einheiten.9

Dies gilt auch für den Gebäudebegriff beim Mieterstromzuschlag nach § 219
Abs. 3 EEG 2017, da sich die gesetzliche Definition des Gebäudebegriffs seit dem
EEG 200410 insoweit nicht wesentlich geändert hat.11

Daraus folgt, dass bei Reihenhäusern oder Blockrandbebauung grundsätzlich jede10
mit einer eigenen Hausnummer und bei mehrstöckigen Gebäuden mit (mindes-
tens) einem eigenem Treppenhaus versehene Einheit ein einzelnes Gebäude ist. Bei
Wohnheimen und anderen atypischen Wohngebäuden bedarf es einer Betrachtung
des Einzelfalles, da hier bei einer lebensnahen Betrachtung aus einer Vielzahl von
Zugängen und Treppenhäusern nicht ohne Weiteres geschlossen werden kann, dass
es sich um mehrere Gebäude handelt. Aufgrund der unüberschaubaren Vielzahl an
baulichen Gestaltungsmöglichkeiten kann dieser Hinweis hierzu keine weitergehen-
den abstrakt-generellen Aussagen treffen. Die Clearingstelle kann jedoch konkrete
Einzelfälle prüfen und klären.12

Zu beachten ist, dass mehrere Gebäude nicht durch gemeinsam genutzte bauliche11
oder technische Einrichtungen zu einem Gebäude „verklammert“ werden. So führt
eine mehreren Gebäuden gemeinsam zugeordnete Tiefgarage nicht dazu, dass die
Gebäude zu einem Gebäude werden. Gleiches gilt für einen gemeinsam genutzten
Fernwärme- oder Stromnetzanschluss. Denn die „selbständige“ Benutzbarkeit i. S. v.
§ 3 Nr. 23 EEG 2017 bleibt für jedes Gebäude erhalten, auch wenn bauliche Einrich-
tungen, Infrastruktur oder Ähnliches gemeinsam genutzt werden.
9Clearingstelle, Votum v. 24.07.2009 – 2008/1, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/votv/2008/1, Leitsätze 1 und 2 sowie S. 4 ff. – Zur selbständigen Benutzbarkeit beim Gebäu-
debegriff im Sinne des EEG 2009 s. Clearingstelle, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2011/10, Rn. 22 f.

10Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG), verkündet
als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich
v. 21.07.2004 (BGBl. I S. 1918), zuletzt geändert durch Art. 1 des Ersten Gesetzes zur Änderung
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes v. 07.11.2006 (BGBl. I S. 2550), außer Kraft gesetzt durch Art. 7
Satz 2 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich und
zur Änderung damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074), nachfolgend
bezeichnet als EEG 2004.

11§ 11 Abs. 2 Satz 3 EEG 2004 lautete: „Gebäude sind selbständig benutzbare, überdeckte bauliche
Anlagen, die von Menschen betreten werden können und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz
von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen.“

12Hierfür kommen Einigungs-, Votums- oder schiedsrichterliche Verfahren in Betracht, s.
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/ueberblick.
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Zeitlicher Anwendungsbereich Der Mieterstromzuschlag kann nur für Strom12
aus Solaranlagen in Anspruch genommen werden, die nach dem 24. Juli 2017 in
Betrieb genommen worden sind. Dies ergibt sich aus der Übergangsbestimmung
in § 100 Abs. 7 Satz 1 EEG 2017, nach dem kein Anspruch auf den Mieterstrom-
zuschlag bei Solaranlagen mit Inbetriebnahmedatum vor diesem Stichtag besteht.
Zwar hat der Gesetzgeber in der Übergangsregelung ausdrücklich nur auf § 19 Abs. 1
Nr. 3 EEG 2017 Bezug genommen. Da die tatsächlichen Voraussetzungen des Mie-
terstromzuschlags in § 21 Abs. 3 EEG 2017 geregelt sind, hat der Gesetzgeber damit
aber zugleich angeordnet, dass auch § 21 Abs. 3 EEG 2017 nicht auf vor dem 25. Juli
2017 in Betrieb genommene Module anwendbar ist.

Dementsprechend sind für die Bestimmung der 100-kWp-Grenze in § 21 Abs. 313
EEG 2017 nur solche Solaranlagen maßgeblich, die ab dem Stichtag 24. Juli 2017 in
Betrieb genommen worden sind. Denn vor dem Stichtag war aufgrund von § 100
Abs. 7 Satz 1 EEG 2017 der 100-kWp-Wert in § 21 Abs. 3 EEG 2017 gegenstandslos.
Werden Solaranlagen nach dem Stichtag zu einer bestehenden PV-Installation
hinzugebaut, so können für die Bestimmung der 100-kWp-Grenze lediglich die zu-
gebauten Solaranlagen berücksichtigt werden. Dies entspricht der Stichtagsregelung
beim vergüteten Eigenverbrauch gemäß § 33 Abs. 2 EEG 2009.13

Die beihilferechtliche Genehmigung der Europäischen Kommission (§ 100 Abs. 714
Satz 2 EEG 2017) erging am 20. November 2017 mit der Folge, dass zwischen dem
25. Juli und dem 19. November 2017 erfolgte Lieferungen von „Mieterstrom“ ab
dem 20. November 2017 mit dem Zuschlag vergütet werden durften.

100-kWp-Grenze Aus dem Wortlaut ergibt sich, dass für den Mieterstromzuschlag15
nur Solaranlagen auf Wohngebäuden in Betracht kommen, deren installierte Leis-
tung insgesamt 100 kWp nicht übersteigt. Übersteigt die installierte Leistung bei ei-
nem Wohngebäude die Schwelle von 100 kWp, besteht für den Strom aus allen So-
larmodulen auf diesem Gebäude kein Anspruch auf den Mieterstromzuschlag. Dies
ergibt sich bereits aus dem Wortlaut von „Solaranlagen mit einer installierten Leis-
tung von bis zu 100 Kilowatt“. Hätte der Gesetzgeber bei Installationen mit einer
Leistung von mehr als 100 kWp einen anteiligen Anspruch auf den Leistungsanteil
bis 100 kWp gewollt, so hätte dies beispielsweise durch die Wörter „soweit“14 oder

13Siehe hierzu Clearingstelle, Empfehlung v. 29.09.2011 – 2011/2/1, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/empfv/2011/2, Abschnitt 3.1.3.

14Vgl. § 39h Abs. 3, § 44b Abs. 2 Satz 1, § 101 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 EEG 2017.
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„Leistungsanteil“15 Ausdruck gefunden. Die Formulierung von § 21 Abs. 3 Satz 1
EEG 2017 ähnelt damit der Regelung in § 33 Abs. 2 EEG 200916, bei der ebenfalls
eine „Alles-oder-nichts“-Leistungsschwelle enthalten war.17

Zwar ist jedes Modul eine Solaranlage, wie sich aus der Definition in § 3 Nr. 1 i. V. m.16
§ 3 Nr. 41 EEG 2017 ergibt, so dass eine Solaranlage nie die Leistungsschwelle von
100 kWp erreicht.18 Aber durch den Plural in § 21 Abs. 3 Satz 1 EEG 2017 und durch
das Wort „insgesamt“ wird deutlich, dass alle Module, die sich auf, an oder in einem
Wohngebäude befinden, für die Anwendung der 100-kWp-Grenze zusammenzufas-
sen sind.

§ 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 ist zur Bestimmung der 100-kWp-Grenze nicht anwend-17
bar. Dies ergibt sich auch aus der Neufassung von § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 durch
das Mieterstromgesetz. Vor dem Inkrafttreten des Mieterstromgesetzes nahm § 24
Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 vollumfänglich auf § 21 EEG 2017 Bezug. Dies wurde im
Zuge des Gesetzgebungsverfahrens geändert und § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 dahin-
gehend eingeschränkt, dass die Regelung zur Anlagenzusammenfassung nunmehr
nur

„zur Bestimmung der Größe der Anlage nach § 21 Absatz 1 oder § 22“19

anzuwenden ist. Dazu heißt es in der Begründung:

„Durch die Änderung in § 24 Absatz 1 wird klargestellt, dass sich die An-
lagenzusammenfassung nach § 24 Absatz 1 EEG 2017 auf die Fälle des
§ 21 Absatz 1 und § 22 EEG 2017 beschränkt. Die Anlagenzusammen-
fassung bei Mieterstrom nach § 21 Absatz 3 EEG 2017 erfolgt hingegen

15Vgl. § 40 Abs. 3 Satz 2 EEG 2017.
16Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG), verkündet

als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strombereich
und damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074 ff.), in der bis zum
31.12.2011 geltenden, zuletzt durch Art. 1 Nr. 33 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsrahmens
für die Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien v. 28.07.2011 (BGBl. I S. 1634) ge-
änderten Fassung, außer Kraft gesetzt durch Art. 23 Satz 2 des Gesetzes zur grundlegenden Reform
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirt-
schaftsrechts v. 21.07.2014 (BGBl. I S. 1066), nachfolgend bezeichnet als EEG 2009. Arbeitsausgabe
der Clearingstelle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2009/arbeitsausgabe.

17Siehe Clearingstelle, Empfehlung v. 29.09.2011 – 2011/2/1, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/empfv/2011/2, Leitsatz 3 und Rn. 24 ff.

18Handelsübliche Solarmodule haben zur Zeit eine installierte Leistung von unter 0,4 kWp.
19Hervorhebung nicht im Original.

Die Clearingstelle EEG|KWKG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes
Recht der Erneuerbaren Energien, GF: Agnès Reinsberg. Unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2017/46
können Sie dieses Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann
keine Haftung übernommen werden.

9

https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/eeg2009/arbeitsausgabe
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/empfv/2011/2
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/hinwv/2017/46


gebäudespezifisch. Es werden somit nur die Anlagen auf, an oder in dem
Gebäude zusammengefasst. Sofern die Summe der installierten Leistung
der Solarmodule auf einem Gebäude 100 kW übersteigt, besteht nach
§ 21 Absatz 3 EEG 2017 kein Anspruch auf Mieterstromzuschlag.“20

Wird die Leistungsschwelle von 100 kWp auf einem Wohngebäude überschritten, so18
entfällt ab diesem Zeitpunkt der gesamte Anspruch auf den Mieterstromzuschlag.21

Da § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 insoweit nicht anwendbar ist, kommt es auch nicht
darauf an, wann der überschreitende Zubau erfolgt. Das Abwarten von zwölf Kalen-
dermonaten kann mithin nicht verhindern, dass ab dem Zeitpunkt des Überschrei-
tens der 100-kWp-Grenze der Anspruch entfällt. Der Anspruch kann jedoch wieder
aufleben, wenn so viele Module abgebaut werden, dass die 100-kWp-Grenze wieder
eingehalten wird.22

Zu beachten ist ferner, dass für die Anwendung der Leistungsschwellen gemäß § 23c19
Nr. 1 i. V. m. § 48 Abs. 2 EEG 2017 die Module auf jedem Gebäude – und unter den
Voraussetzungen von § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 ggf. auch auf mehreren Gebäu-
den – zusammenzufassen sind. Wenn beispielsweise auf zwei Gebäuden, die sich auf
demselben Grundstück befinden, Solaranlagen angebracht sind, deren Leistung nach
§ 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 insgesamt 200 kWp beträgt, so unterliegen mithin die
zuerst in Betrieb genommenen 10 kWp dem Vergütungssatz gemäß § 48 Abs. 2 Nr. 1
EEG 2017, für die Strommenge, die auf die nächsten 30 kWp entfällt, ist § 48 Abs. 2
Nr. 2 EEG 2017 anzuwenden und für die restlichen 160 kWp ist die niedrigste Vergü-
tungsstufe gemäß § 48 Abs. 2 Nr. 3 EEG 2017 maßgeblich. Erst nach der Ermittlung
der Vergütungsstufen ist der Mieterstromzuschlag zu berechnen, wie sich aus dem
Wortlaut von § 23b Abs. 1 EEG 2017 ergibt.23 Wenn im o. g. Beispielsfall von den
insgesamt 200 kWp die ersten 100 kWp nicht unter die Mieterstromregelung fallen,24

so beträgt für das andere Gebäude mit den weiteren, später in Betrieb genommenen
20Begründung zum Regierungsentwurf (RegE), BT-Drs. 18/12355, S. 21 (zu Nummer 9, Buchstabe

a), abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material. – Im Referenten-
entwurf (RefE) war keine Änderung von § 24 vorgesehen; diese kam erstmals im RegE hinzu, im
weiteren Gesetzgebungsverfahren gab es dazu keine Diskussionen.

21So auch die Rechtslage beim vergüteten Eigenverbrauch nach § 33 Abs. 2 EEG 2009, s. Clea-
ringstelle, Empfehlung v. 29.09.2011 – 2011/2/1, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/empfv/2011/2, Rn. 24 ff.

22Vgl. https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/beitrag/2419.
23So ausdrücklich auch die Begründung zum RegE, BT-Drs. 18/12355, S. 19 („Zu Nummer 7“); BSW-

Solar (Hrsg.), Geschäftsmodelle mit PV-Mieterstrom, Stand: Juni 2017, S. 23 f.
24Zum Beispiel weil sie vor dem Stichtag 24.07.2017 in Betrieb genommen worden sind.
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100 kWp der Mieterstromzuschlag bei einer im Januar 2018 in Betrieb genommenen
Installation 2,11 Cent/kWh:

MZ = AW − VD − VMZ1 − VMZ2 (1)

MZ = (11, 09− 0, 08− 8, 5− 0, 4)Cent/kWh = 2, 11Cent/kWh (2)

• MZ: Mieterstromzuschlag

• AW : Anzulegender Wert gemäß § 48 Abs. 2 Nr. 3 EEG 2017

• VD: Verringerung des AW gemäß § 49 Abs. 2 EEG 2017 (Degression)

• VMZ1: Abzug gemäß § 23b Abs. 1 EEG 2017

• VMZ2: Abzug gemäß § 53 Satz 1 EEG 2017

Räumlicher Anwendungsbereich Der Begriff „Nebenanlagen“ kann je nach20
Kontext unterschiedlich verstanden werden. Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch
kann das Erstglied „Neben-“ sowohl eine untergeordnete, dienende Funktion als
auch eine rein räumliche Nähebeziehung ausdrücken.25

Bei der Wortgruppe „unmittelbarer räumlicher Zusammenhang“ und bei der Vor-21
aussetzung, dass „mindestens 40 % der Fläche des Gebäudes dem Wohnen dient“,
handelt es sich um unbestimmte Rechtsbegriffe. Die einzelnen Wortbestandteile
dieser Rechtsbegriffe ließen sich zwar auf ihre jeweilige Bedeutung im allgemeinen
Sprachgebrauch untersuchen. Dies würde aber für die hier in Rede stehende Inter-
pretation der Regelung keinen ausreichenden Erkenntnisgewinn nach sich ziehen.

Allenfalls das Wort „Wohnen“ bedarf begrifflich keiner weitergehenden Auslegung.22
Dies bedeutet nach dem allgemeinen Sprachgebrauch „seinen ständigen Aufenthalt
an einem bestimmten Ort, seine Wohnung in einem bestimmten Haus haben“,
gleichbedeutend mit „(etwas) sein Zuhause nennen“ oder „(irgendwo) zu Hause
sein“.26 Das heißt, dem Wohnen dient eine Fläche in einem Wohngebäude, wenn
sie dazu bestimmt ist, dass sich dort ständig Menschen aufhalten und dieser
Aufenthaltsort das Zuhause von Menschen ist.
25Vgl. „Nebengebäude“, bereitgestellt durch das Digitale Wörterbuch der deutschen Sprache,

https://www.dwds.de/wb/Nebengebäude, zuletzt abgerufen am 04.01.2018.
26Stichwort „wohnen“, bereitgestellt durch das Digitale Wörterbuch der deutschen Sprache, htt-

ps://www.dwds.de/wb/wohnen, zuletzt abgerufen am 21.02.2018.
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Darüber hinaus lassen sich allein aus dem Wortlaut keine konkreten Anhaltspunk-23
te ableiten, unter welchen Voraussetzungen noch oder nicht mehr ein „räumlicher
Zusammenhang“ besteht und dieser darüber hinaus auch ein „unmittelbarer“ ist.
Gleiches gilt für die Abgrenzung von verschiedenen Nutzungsarten innerhalb eines
Gebäudes. Diese Begriffe bedürfen der weiteren Auslegung.

Personeller Anwendungsbereich Aus der Wortgruppe „soweit er an einen Letzt-24
verbraucher geliefert und verbraucht worden ist“ folgt, dass der Mieterstromzuschlag
nicht für Energiemengen verlangt werden kann, die von Anlagenbetreiberinnen und
-betreibern selbst verbraucht27 worden sind, weil keine Lieferung vorliegt, wenn und
soweit dieselbe Person den Strom erzeugt und verbraucht.28

Zwar erweckt das Wort „Mieterstromzuschlag“ den Eindruck, es müsse sich um25
ein Lieferverhältnis zwischen Mieter und Vermieter handeln, dies ist aber nicht der
Fall.29 Notwendig, aber auch hinreichend ist, dass der Strom an einen (oder meh-
rere) Letztverbraucher im Wohngebäude bzw. in Nebenanlagen (im unmittelbaren
räumlichen Zusammenhang und ohne Netzdurchleitung) geliefert worden ist. Der
„Letztverbraucher“ ist in § 3 Nr. 33 EEG 2017 gesetzlich als jede natürliche oder ju-
ristische Person definiert, die Strom verbraucht. Demnach kommen auch gewerbli-
che Abnehmer als Letztverbraucher in Betracht, nicht nur „Verbraucher“ im Sinne
des Bürgerlichen Gesetzbuches.

2.2 Systematische Auslegung

Aus der systematischen Auslegung30 ergibt sich, dass bei der Anwendung des26
40-%-Kriteriums in § 21 Abs. 3 EEG 2017 ausschließlich eine quantitative, flächen-
bezogene Betrachtung der Gebäudefläche vorzunehmen ist (s. Rn. 27 ff.). Der
27Die Clearingstelle weist darauf hin, dass Strom nicht verbraucht, sondern elektrische Energie ledig-

lich in eine andere Energieform, z. B. thermische oder mechanische Energie umgewandelt wird. Da
der Gesetzgeber in § 21 Abs. 3 EEG 2017 jedoch ausdrücklich von Verbrauch spricht, wird dieser
Begriff auch im Folgenden übernommen.

28BNetzA, Hinweis zum Mieterstromzuschlag als eine Sonderform der EEG-Förderung v.
20.12.2017 – 2017/3, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/sonstiges/3742, S. 3. – Ei-
ne direkte Förderung der Eigenversorgung, wie sie noch gemäß § 33 Abs. 2 EEG 2009/EEG 2012
bestand, wurde mit der sog. PV-Novelle zum 01.04.2012 abgeschafft.

29Siehe auch BNetzA, Hinweis zum Mieterstromzuschlag als eine Sonderform der EEG-Förderung v.
20.12.2017 – 2017/3, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/sonstiges/3742, S. 8.

30Bei der systematischen Auslegung werden die auszulegenden Begriffe im Kontext des gesamten EEG
und – soweit sinnvoll – auch im Licht ähnlicher Regelungen in anderen Gesetzen betrachtet.
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„unmittelbare räumliche Zusammenhang“ ist in Anlehnung an § 3 Nr. 19 EEG 2017
auszulegen und anzuwenden (s. Rn. 46 ff.). Der Begriff der „Nebenanlage“ i. S. v.
§ 21 Abs. 3 Nr. 1 EEG 2017 ist nicht im engen Sinne der BauNVO zu verstehen,
sondern umfasst alle dem Wohngebäude dienenden Bauwerke und technischen
Anlagen (s. Rn. 52 ff.)31

2.2.1 40 % Wohnfläche

Ausgangspunkt der Regelung in § 21 Abs. 3 Satz 2 EEG 2017 ist der Begriff „Wohn-27
gebäude“, der in § 3 Nr. 50 EEG 2017 gesetzlich als

„jedes Gebäude, das nach seiner Zweckbestimmung überwiegend dem
Wohnen dient, einschließlich Wohn-, Alten- und Pflegeheimen sowie
ähnlichen Einrichtungen“

definiert wird.

Dieser Definition liegt zugrunde, dass ein Gebäude auch dann ein Wohngebäude28
sein kann, wenn eine „gemischte“ Nutzung stattfindet, soweit die Wohnnutzung
überwiegt. Bei der Definition wird nicht näher konkretisiert, wie das „Überwie-
gen“ des Wohnens genau zu bestimmen ist; in Betracht kommen grundsätzlich eine
quantitative Betrachtung (z. B. durch eine prozentuale Aufteilung der Flächen oder
der Nutzungszeiten), eine qualitative Betrachtung (d. h. eine Bestimmung des Über-
wiegens nach der Widmung und maßgeblichen Prägung des Gebäudes) oder eine
gemischt qualitativ-quantitative Bewertung.

Im Kontext von § 21 Abs. 3 Satz 2 EEG 2017 wird die Definition des Wohngebäudes29
dadurch modifiziert, dass mindestens 40 % der Fläche des Gebäudes dem Wohnen
dienen. Auf die „überwiegende Wohnnutzung“ kommt es bei § 21 Abs. 3 EEG 2017
nicht an, entscheidend ist allein, ob die 40-%-Schwelle erreicht wird. Damit hat sich
der Gesetzgeber für eine quantitative, flächenbezogene Zuordnung des Gebäudes
entschieden. Andere Gesichtspunkte – wie beispielsweise die Widmung des Gebäu-
des, die Dauer oder die wirtschaftliche Bedeutung der jeweiligen Nutzungen – sind
damit bei der Anwendung von § 21 Abs. 3 EEG 2017 unerheblich.

31Der Begriff des „Gebäudes“ sowie die Anwendung der 100-kWp-Grenze sind der weiteren Ausle-
gung entzogen, da diese Begriffe bereits dem Wortlaut nach hinreichend eindeutig sind.
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Der Begriff „Fläche“ wird im EEG nicht näher definiert und auch im Zusammen-30
hang mit „Gebäude“ nicht anderweitig verwendet. Dem EEG 2017 oder den Gesetz-
gebungsmaterialien selbst lassen sich auch keine konkreten Anhaltspunkte entneh-
men, ob ein bestimmter Flächenbegriff aus anderen Normen zur Berechnung des
40-%-Wertes heranzuziehen ist.

Zwar gibt es in verschiedenen Regelwerken Definitionen und Berechnungsvorschrif-31
ten zur Ermittlung von Flächen und Flächenanteilen in einem Bauwerk, diese kön-
nen aber aufgrund der sehr unterschiedlichen Regelungszusammenhänge und -ziele
nur eingeschränkt herangezogen werden, um die prozentuale Aufteilung von Gebäu-
deflächen im Sinne des § 21 Abs. 3 EEG 2017 vorzunehmen:

In der Energieeinsparverordnung (EnEV)32 wird „Fläche“ in verschiedenen32
Ausprägungen verwendet. So heißt es im Katalog der Begriffsbestimmungen in § 2
EnEV:

„Im Sinne dieser Verordnung . . .

12. ist die Wohnfläche die nach der Wohnflächenverordnung oder auf
der Grundlage anderer Rechtsvorschriften oder anerkannter Re-
geln der Technik zur Berechnung von Wohnflächen ermittelte Flä-
che,

13. ist die Nutzfläche die Nutzfläche nach anerkannten Regeln der
Technik, die beheizt oder gekühlt wird,

14. ist die Gebäudenutzfläche die nach Anlage 1 Nummer 1.3.3 berech-
nete Fläche,

15. ist die Nettogrundfläche die Nettogrundfläche nach anerkannten
Regeln der Technik, die beheizt oder gekühlt wird,

. . . “

Zusammengefasst enthält die EnEV im Wesentlichen vier Flächenbegriffe – Wohn-33
fläche, Nutzfläche, Gebäudenutzfläche und Nettogrundfläche. Da diese Begriffe vor
allem dazu dienen, unterschiedliche energetische Anforderungen an Gebäudeteile zu
konkretisieren, dabei aber die Unterscheidung zwischen einer Wohnnutzung und an-
deren, insbesondere gewerblichen Nutzungen nicht im Vordergrund steht, sondern
32Energieeinsparverordnung (EnEV) v. 24.07.2007 (BGBl. I S. 1519), zuletzt geändert durch Art. 3 der

Verordnung v. 24.10.2015 (BGBl. I S. 1789).
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insoweit die EnEV ihrerseits auf die Wohnflächenverordnung bzw. die anerkann-
ten Regeln der Technik verweist, kann die EnEV nicht dazu beitragen, den Begriff
der „Fläche“ und die Bestimmung der Flächennutzungen zur Berechnung des 40-%-
Wertes im Sinne des EEG 2017 zu konkretisieren.

In der Musterbauordnung33 (§ 2 Abs. 3 Satz 3 MBO) wird der Begriff „Brutto-34
Grundfläche“ verwendet, um die Flächen von „Nutzungseinheiten“ zu berechnen;
die Größe der Nutzungsfläche je Gebäude entscheidet im Wesentlichen, in welche
Gebäudeklasse ein Gebäude einzuordnen ist (§ 2 Abs. 3 Satz 1 MBO).

In der Begründung zu § 2 Abs. 3 MBO heißt es dazu:35

„Satz 3 Halbsatz 1 definiert die Flächen der Nutzungseinheiten,
soweit die MBO diesen Begriff verwendet, einheitlich als die Brutto-
Grundflächen. Dieser Begriff ist den Entwurfsverfassern geläufig und
durch die DIN 277 unterlegt. Halbsatz 2 nimmt für die Flächenberech-
nung nach Satz 1 Flächen in Kellergeschossen aus und stellt – wie die
Höhenbetrachtung – nur auf die oberirdischen Teile eines Gebäudes
ab.“34

In der MBO wird keine prozentuale oder absolute Aufteilung von Nutzungszwe-36
cken innerhalb einzelner Wohngebäude vorgenommen. Vielmehr wird der Begriff
der „Nutzungseinheit“ ohne Rücksicht auf die Art der jeweiligen Nutzung verwen-
det. Dies schließt es aus, den Begriff der Brutto-Grundfläche aus der MBO auf die
Berechnung der 40-%-Schwelle zu übertragen.

Die Verordnung zur Berechnung der Wohnfläche35 regelt, dass die Wohnfläche37
einer Wohnung die Grundflächen derjenigen Räume umfasst, die ausschließlich zu
dieser Wohnung gehören (§ 2 Abs. 1 Satz 1 WoFlV). Bei einem Wohnheim umfasst
die Wohnfläche die Grundflächen der Räume, die zur alleinigen und gemeinschaftli-
chen Nutzung durch die Bewohner bestimmt sind (§ 2 Abs. 1 Satz 2 WoFlV). Weiter
enthält § 2 Abs. 2 WoFlV eine Positivliste von Räumen und Nutzungsarten, die zur
Wohnfläche gerechnet werden: Wintergärten, Schwimmbäder und ähnliche nach al-
len Seiten geschlossene Räume sowie Balkone, Loggien, Dachgärten und Terrassen,
wobei hier die jeweiligen Grundflächen nur anteilig zu berücksichtigen sind, um
33Bauministerkonferenz, Musterbauordnung Fassung November 2002, abrufbar unter https://www.is-

argebau.de/ , zuletzt abgerufen am 20.02.2017. Nachfolgend zitiert als MBO.
34Bauministerkonferenz, Musterbauordnung (MBO) – Begründung der Fassung November 2002, ab-

rufbar unter https://www.is-argebau.de/ , zuletzt abgerufen am 20.02.2017.
35Wohnflächenverordnung (WoFlV) v. 25.11.2003 (BGBl. I S. 2346).
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die Wohnfläche im Sinne der WoFlV zu bestimmen (§ 4 WoFlV). Hingegen zählen
die Grundflächen folgender Räume ausdrücklich nicht zur Wohnfläche (§ 2 Abs. 3
WoFlV):

1. Zubehörräume, insbesondere:

a) Kellerräume,

b) Abstellräume und Kellerersatzräume außerhalb der Wohnung,

c) Waschküchen,

d) Bodenräume,

e) Trockenräume,

f) Heizungsräume und

g) Garagen,

2. Räume, die nicht den an ihre Nutzung zu stellenden Anforderungen des Bau-
ordnungsrechts der Länder genügen, sowie

3. Geschäftsräume.

Dem liegt eine qualitativ-wertende Betrachtung zugrunde, die dem Zweck der38
WoFlV entspricht, die Förderung nach dem Wohnraumförderungsgesetz36 näher zu
regeln. Dies steht einer direkten Anwendung im Kontext von § 21 Abs. 3 EEG 2017
entgegen, weil hier eine quantitative Abgrenzung anhand des 40-%-Wertes vorzuneh-
men ist. Das EEG lässt nicht erkennen, dass bestimmte Raumarten von vornherein
nur oder nicht dem Wohnen dienen und daher per se stets oder nie zum Wohnanteil
gezählt werden können. Vielmehr legt der Begriff „Fläche“ in § 21 Abs. 3 EEG 2017
nahe, dass grundsätzlich sämtliche im Gebäude vorhandenen Flächen heranzuziehen
sind. Vor diesem Hintergrund kommt es auch nicht in Betracht, die Vorschriften
des § 4 WoFlV zur anteiligen Anrechenbarkeit bestimmter Flächen auf das EEG zu
übertragen.

Konkrete Anhaltspunkte zur Berechnung der Fläche eines Gebäudes und zu deren39
Zuordnung zu bestimmten Nutzungsarten lassen sich der DIN 277-137 entnehmen.
36Gesetz über die soziale Wohnraumförderung (Wohnraumförderungsgesetz - WoFG) v. 13.09.2001

(BGBl. I S. 2376), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes v. 02.10.2015 (BGBl. I S. 1610).
37DIN 277-1:2016 – 01 – Grundflächen und Rauminhalte im Bauwesen – Teil 1: Hochbau, zu beziehen

über Beuth Verlag GmbH, https://www.beuth.de/.
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Diese „gilt für die Ermittlung von Grundflächen und Rauminhalten im Hochbau
während der Planung, der Bauausführung und der Nutzung von Bauwerken“ und
erstreckt sich „auf die Grundflächen und Rauminhalte von Bauwerken sowie auf
die Grundflächen des Grundstücks.“ Die DIN 277-1 „schafft damit Grundlagen für
einen Vergleich von Bauwerken“ und die nach dieser Norm ermittelten Flächen
„können auch für andere Zwecke (z. B. die Festlegung der Wohnfläche oder der Miet-
fläche) verwendet und den dafür erforderlichen Ermittlungen zu Grunde gelegt wer-
den. Eine Bewertung der Flächen und Rauminhalte im Sinne der entsprechenden
Vorschriften nimmt die Norm jedoch nicht vor.“38

Maßgeblich für die Betrachtung der Flächennutzungen ist die „Netto-Raumfläche“40
(NRF), die definiert ist als

„Teilfläche der Brutto-Grundfläche (BGF), die sämtliche Grundflächen
der nutzbaren Räume aller Grundrissebenen des Bauwerks umfasst“.39

Die NRF wird wiederum unterschieden in die „Nutzungsfläche“ (NUF), das ist die41

„Teilfläche der Netto-Raumfläche (NRF), die der wesentlichen Zweck-
bestimmung des Bauwerks dient“40,

in die „Technikfläche“ (TF), definiert als

„Teilfläche der Netto-Raumfläche (NRF) für die technischen Anlagen
zur Versorgung und Entsorgung des Bauwerks“41

und in die „Verkehrsfläche“ (VF) als die

„Teilfläche der Netto-Raumfläche (NRF) für die horizontale und verti-
kale Verkehrserschließung des Bauwerks“.42

38Alle Zitate dieser Randnummer aus: DIN 277-1:2016 – 01 – Grundflächen und Rauminhalte im
Bauwesen – Teil 1: Hochbau, zu beziehen über Beuth Verlag GmbH, https://www.beuth.de/, Ab-
schnitt 1.

39DIN 277-1:2016 – 01 – Grundflächen und Rauminhalte im Bauwesen – Teil 1: Hochbau, zu beziehen
über Beuth Verlag GmbH, https://www.beuth.de/, Abschnitt 3.1.3.

40DIN 277-1:2016 – 01 – Grundflächen und Rauminhalte im Bauwesen – Teil 1: Hochbau, zu beziehen
über Beuth Verlag GmbH, https://www.beuth.de/, Abschnitt 3.1.4.

41DIN 277-1:2016 – 01 – Grundflächen und Rauminhalte im Bauwesen – Teil 1: Hochbau, zu beziehen
über Beuth Verlag GmbH, https://www.beuth.de/, Abschnitt 3.1.5.

42DIN 277-1:2016 – 01 – Grundflächen und Rauminhalte im Bauwesen – Teil 1: Hochbau, zu beziehen
über Beuth Verlag GmbH, https://www.beuth.de/, Abschnitt 3.1.6.
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Bei der NUF unterscheidet die DIN 277-1 sieben verschiedene Nutzungsarten:42

NUF 1: Wohnen und Aufenthalt

NUF 2: Büroarbeit

NUF 3: Produktion, Hand- und Maschinenarbeit, Forschung und Entwicklung

NUF 4: Lagern, Verteilen und Verkaufen

NUF 5: Bildung, Unterricht und Kultur

NUF 6: Heilen und Pflegen

NUF 7: Sonstige Nutzungen

Bei „gemischt“ genutzten Gebäuden kann in Zweifelsfällen dieser Katalog an Nut-43
zungsarten anhand der Bauunterlagen dazu herangezogen werden, um zu bestim-
men, welche Flächen der Wohnnutzung dienen. Dabei ist zu beachten, dass bei den
Nutzungsflächen NUF 7 in Zweifelsfällen zu differenzieren ist, ob bspw. die Fläche
für Sanitärräume dem Wohnen oder anderen Zwecken dienen. Gleiches gilt für die
Zuordnung von Verkehrs- und von Technikflächen, von Terrassen, Boden-, Abstell-,
Fahrrad-, Müllsammelräumen und ähnlichen, potentiell sowohl Wohn- als auch Ge-
schäftszwecken zuzuordnenden Flächen.

In die Flächenbetrachtung können dabei nur solche Flächen einfließen, die unmittel-44
bar dem Gebäude zuzurechnen sind, nicht aber außerhalb des Gebäudes befindliche
Nebenanlagen, denn das Gesetz unterscheidet ausdrücklich zwischen dem Wohnge-
bäude und dessen Nebenanlagen.

Ein detaillierter Nachweis der Einhaltung des 40-%-Kriteriums ist dabei nur in Aus-45
nahmefällen erforderlich. Die Clearingstelle rät, zur Reduzierung des Nachweis- und
Prüfungsaufwands bei Anlagen- und Netzbetreibern folgendes gestuftes Vorgehen:

1. Ausreichend ist zumeist eine überschlägige Betrachtung anhand der Nutzun-
gen der Geschosse: Wenn mindestens 40 % der Anzahl der Geschosse des Ge-
bäudes allein oder überwiegend dem Wohnen dienen, so spricht der Beweis des
ersten Anscheins dafür, dass auch mindestens 40 % der (Netto-Raum-)Fläche43

43Nachfolgend wird vereinfachend nur „Fläche“ verwendet; in Zweifelsfällen ist damit die NRF im
Sinne der DIN 277-1 gemeint.
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des Gebäudes dem Wohnen dienen. So spricht bei einem zweigeschossigen Ge-
bäude, in dessen Erdgeschoss sich eine Gewerbeeinheit und in dessen Oberge-
schoss sich eine Wohnung befindet, der erste Anschein bereits dafür, dass die
Fläche des Gebäudes zu etwa 50 % dem Wohnen dient.

2. Ein Nachweis der 40-%-Schwelle wird daher in der Regel nur in folgenden
Fällen erforderlich sein:

• bei einer atypischen Gebäudeform oder -gestalt,

• wenn die Grundfläche bei einem gewerblich genutzten Erdgeschoss
größer ist als die Grundfläche einer (oder mehrerer) darüber gelegenen
Wohneinheit(en) oder

• bei Gebäuden, bei denen der Anteil der Nutzungsarten je Geschoss nicht
bereits äußerlich eindeutig erkennbar verteilt ist, z. B. wenn Wohnungen
und Büros sich auf mehrere Geschosse verteilen oder wenn Kellergeschos-
se sowohl der Wohn- als auch der Gewerbenutzung zugeordnet werden
können.

3. Wenn nach einer überschlägigen Betrachtung Zweifel an der Einhaltung des
40-%-Kriteriums bestehen, rät die Clearingstelle, gemäß DIN 277-1 zunächst
die NRF und die NUF 1 zu ermitteln. Liegt der Anteil der NUF 1 bei 40 %
oder mehr, gilt der Nachweis als erbracht.44 Liegt der Anteil noch in der Nähe
von 40 %, so können die Flächenanteile von Verkehrs- und Technikfläche, von
NUF 7 und ggf. von anderen NUF, welche dem Wohnen dienen, der Wohnflä-
che hinzugerechnet werden. Beträgt die Summe dieser Werte mindestens 40 %
der NRF, so ist die Anforderung von § 21 Abs. 3 Satz 2 EEG 2017 erfüllt.

2.2.2 „unmittelbarer räumlicher Zusammenhang“

Der „unmittelbare räumliche Zusammenhang“ zwischen dem Gebäude mit den46
Mieterstromsolaranlagen und dem Verbrauch des Stroms gemäß § 21 Abs. 3 Satz 1
EEG 2017 orientiert sich am „unmittelbaren räumlichen Zusammenhang“ bei der
44Da die Flächenberechnung nach DIN 277-1 standardmäßig Voraussetzung für die Erteilung einer

Baugenehmigung ist, kann der Anteil der Nutzungsarten an den einzelnen Gebäudeflächen im
Zweifel problemlos ermittelt werden.
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Eigenversorgung (§ 3 Nr. 19 EEG 2017).45 Es bedarf regelmäßig einer Prüfung im
Einzelfall, ob der unmittelbare räumliche Zusammenhang besteht.

Der Begriff des unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs ist gesetzlich nicht de-47
finiert. Er wird jedoch außer in § 21 Abs. 3 EEG 2017 auch in der Definition der
Eigenversorgung (§ 3 Nr. 19 EEG 2017) verwendet.

Zur Eigenversorgung hat die BNetzA einen Leitfaden veröffentlicht, in dem der un-48
mittelbare räumliche Zusammenhang näher konkretisiert wird. Darin heißt es u. a.:

„Als Auslegungshilfe bietet sich eine Orientierung an den Kriterien
an, die beispielsweise im Zusammenhang mit der Direktvermarktung
an das Abgrenzungsmerkmal der „unmittelbaren räumlichen Nähe“
gestellt werden. Die Definition in § 5 Nr. 9 EEG zur Direktvermark-
tung nimmt einen Verbrauch in unmittelbarer räumlicher Nähe aus
dem Anwendungsbereich der Direktvermarktung aus, wenn der Strom
nicht durch ein Netz durchgeleitet wird. Diese Abgrenzung zwischen
Direktvermarktung und Direktlieferung unterscheidet sich zwar von
der Definition der Eigenversorgung u. a. durch das Merkmal der Per-
sonenverschiedenheit (bei der Direktlieferung) bzw. Personenidentität
(bei der Eigenversorgung), stellt jedoch in vergleichbarer Weise auf eine
qualifizierten Nähe-Beziehung ohne Netzdurchleitung ab. Die für die
Eigenversorgung anzulegenden Kriterien stehen daher jedenfalls nicht
hinter den wesentlichen Merkmalen einer unmittelbaren räumlichen
Nähe zurück.
Ein räumliches Nähe-Verhältnis setzt nach dem Wortsinn eine geringe
räumliche Entfernung oder unmittelbare Umgebung voraus, wie dies
typischerweise z. B. in demselben Gebäude oder auf demselben Grund-
stück gewährleistet ist. Der Begriff des Zusammenhangs verdeutlicht
zudem ein räumlich-funktionales Verständnis des Nähe-Verhältnisses.
Die Anforderung der Unmittelbarkeit verstärkt wiederum die im
Begriff des räumlichen Zusammenhangs angelegte Begrenzung zu einer
qualifizierten räumlich-funktionalen Nähe-Beziehung zwischen der
eigenen Erzeugung und dem eigenen Verbrauch. Ein lediglich mittel-
barer räumlicher Zusammenhang, der durch räumliche Distanzen oder

45So auch die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung in BT-Drs. 18/12728, S. 25, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material. Die maßgebliche Passage der Gegen-
äußerung ist auch in Abschnitt 3.5 wiedergegeben.
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Hindernisse unterbrochen bzw. überbrückt wird, reicht nicht aus.
Der unmittelbare räumliche Zusammenhang kann im Sinne einer
funktionalen, objektbezogenen Auslegung nicht nur durch räumliche
Distanzen, sondern auch durch unterbrechende Elemente zwischen
den Standorten der eigenen Erzeugung und des eigenen Verbrauchs
gestört werden. So kann der unmittelbare Zusammenhang je nach den
Gesamtumständen vor Ort beispielsweise durch öffentliche Straßen,
Schienentrassen, Bauwerke, Grundstücke sowie andere bauliche oder
natürliche Hindernisse wie beispielsweise Flüsse oder Waldstücke
unterbrochen sein. Wird der Zusammenhang durch unterbrechen-
de Elemente gestört, so kann die Störung in engen Grenzen durch
räumlich-funktional stark verbindende Bauwerke mit offensichtli-
cher, funktional verbindender Bedeutung, wie bspw. Förderbänder,
überwunden werden. Verbindungen z. B. über gemeinsam genutzte
Versorgungseinrichtungen wie z. B. Strom- oder Telekommunikations-
leitungen reichen dagegen nicht aus.
Ob das Kriterium des unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs
vorliegt, verschließt sich einer pauschalen Vorgabe im Rahmen dieses
Leitfadens und ist in Zweifelsfällen nach den jeweiligen Umständen des
Einzelfalls unter Beachtung des Sondercharakters der Norm zu prüfen.
Eine rein gebietsbezogene Auslegung nach einer starren Maximaldistanz
zwischen Erzeugung und Verbrauch oder nach der Zugehörigkeit
zum selben Netzbereich reicht für das Kriterium des unmittelbaren
räumlichen Zusammenhangs im Sinne der Eigenversorgung nicht aus.
Ein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang dürfte regelmäßig je-
denfalls dann gegeben sein, wenn sich die Stromerzeugungsanlage
und die Verbrauchsgeräte des potentiellen Eigenversorgers in bzw. auf
demselben Gebäude befinden. Auch auf demselben Grundstück oder
auf demselben, räumlich zusammengehörigen und überschaubaren
Betriebsgelände wird typischer Weise noch von einem unmittelba-
ren räumlichen Zusammenhang auszugehen sein, sofern dieser nicht
durch störende Hindernisse (wie z. B. nicht vom Eigenversorger selbst
genutzte Gebäude oder Betriebseinrichtungen) unterbrochen wird.“46

46BNetzA, Leitfaden zur Eigenversorgung, Juli 2016, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-
kwkg.de/politisches-programm/2923, S. 35 f.
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In einem Hinweis zum Mieterstromzuschlag geht die BNetzA davon aus, dass der Be-49
griff des unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs in § 21 Abs. 3 Nr. 1 EEG 2017
mit § 3 Nr. 19 EEG 2017 im Wesentlichen übereinstimmt.47

Für den Mieterstromzuschlag bedeutet dies, dass bei einem Wohnquartier, welches50
durch „störende Hindernisse“ – bspw. eine öffentliche Straße – durchschnitten wird,
der unmittelbare räumliche Zusammenhang nur auf den jeweiligen Seiten des Hin-
dernisses besteht. Gebäude kommen – analog zur Eigenversorgung –48 dann nicht
als störendes Hindernis in Betracht, wenn sie Teil des Mieterstromprojektes i. S. v.
§ 21 Abs. 3 EEG 2017 sind.

Wie von der BNetzA im Zusammenhang mit der Eigenversorgung betont, ist der Be-51
griff des unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs zu unscharf, um angesichts der
unüberschaubaren Fülle an Lebenssachverhalten hierzu abstrakt-generelle Aussagen
für vermeintlich „typische“ Konstellationen treffen zu können. Die Entscheidung
des Gesetzgebers, hier einen konturlosen Begriff zu verwenden, macht es unvermeid-
bar, diesem Begriff fallbezogen („kasuistisch“) auszulegen und anzuwenden.49

2.2.3 „Nebenanlagen“

Innerhalb des EEG 2017 wird „Nebenanlage“ an keiner weiteren Stelle verwendet.52
Auch dem sonstigen Energierecht lässt sich hierzu nichts entnehmen.

Im Baurecht wird „Nebenanlagen“ im BauGB50 sowie in der Baunutzungsverord-53
nung (BauNVO)51 verwendet. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB erlaubt im Bebauungsplan die
Festsetzung von Flächen
47BNetzA, Hinweis zum Mieterstromzuschlag als eine Sonderform der EEG-Förderung v.

20.12.2017 – 2017/3, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/sonstiges/3742, S. 8 f.
48Siehe BNetzA, Leitfaden zur Eigenversorgung, Juli 2016, abrufbar unter https://www.clearingstelle-

eeg-kwkg.de/politisches-programm/2923, S. 36: „ . . . wird typischer Weise noch von einem unmittel-
baren räumlichen Zusammenhang auszugehen sein, sofern dieser nicht durch störende Hindernisse
(wie z. B. nicht vom Eigenversorger selbst genutzte Gebäude oder Betriebseinrichtungen) unterbro-
chen wird.“ Hervorhebung und Auslassung nicht im Original.

49Die Clearingstelle bietet hierzu im Streitfall Möglichkeiten der außergerichtlichen Klärung
durch Einigungs-, Votums- oder schiedsrichterliche Verfahren. Nähere Informationen unter
https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/ueberblick.

50Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017, BGBl. I S. 3634, nachfolgend
zitiert als BauGB.

51Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – BauNVO) in
der Fassung der Bekanntmachung v. 21.11.2017, BGBl. I S. 3786.
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„für Nebenanlagen, die auf Grund anderer Vorschriften für die Nutzung
von Grundstücken erforderlich sind, wie Spiel-, Freizeit- und Erholungs-
flächen sowie die Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahr-
ten“.

§ 14 BauNVO lautet:54

„(1) Außer den in den §§ 2 bis 13 genannten Anlagen sind auch unter-
geordnete Nebenanlagen und Einrichtungen zulässig, die dem Nut-
zungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des
Baugebiets selbst dienen und die seiner Eigenart nicht widerspre-
chen. Soweit nicht bereits in den Baugebieten nach dieser Verord-
nung Einrichtungen und Anlagen für die Tierhaltung, einschließ-
lich der Kleintiererhaltungszucht, zulässig sind, gehören zu den
untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des
Satzes 1 auch solche für die Kleintierhaltung. Im Bebauungsplan
kann die Zulässigkeit der Nebenanlagen und Einrichtungen einge-
schränkt oder ausgeschlossen werden.

(2) Die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, Gas, Wärme
und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden Neben-
anlagen können in den Baugebieten als Ausnahme zugelassen wer-
den, auch soweit für sie im Bebauungsplan keine besonderen Flä-
chen festgesetzt sind. Dies gilt auch für fernmeldetechnische Ne-
benanlagen sowie für Anlagen für erneuerbare Energien, soweit
nicht Absatz 1 Satz 1 Anwendung findet.

(3) Soweit baulich untergeordnete Anlagen zur Nutzung solarer Strah-
lungsenergie in, an oder auf Dach- und Außenwandflächen oder
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen innerhalb von Gebäuden nicht be-
reits nach den §§ 2 bis 13 zulässig sind, gelten sie auch dann als
Anlagen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, wenn die erzeugte Energie
vollständig oder überwiegend in das öffentliche Netz eingespeist
wird.“

Beide Regelungen enthalten bauplanungsrechtliche Ausnahmen, die nur dann anzu-55
wenden sind, wenn ein Bebauungsplan vorliegt. Da § 21 Abs. 3 EEG 2017 mangels
dahingehender Einschränkung auch anwendbar ist, wenn eine „Nebenanlage“ im un-
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beplanten Bereich besteht, kann der bauplanungsrechtliche Begriff daher nicht ohne
Weiteres auf das EEG übertragen werden.

Gleiches gilt für den bauordnungsrechtlichen Begriff der Nebenanlage. In der MBO56
sowie in den Bauordnungen der Länder werden „Nebenanlagen“ von Genehmi-
gungserfordernissen oder vom Anwendungsbereich der jeweiligen Landesbauord-
nung (LBauO) ganz ausgenommen.52 Daraus kann nicht gefolgert werden, dass nur
solche Bauwerke „Nebenanlagen“ im Sinne des EEG sind, welche genehmigungsfrei
errichtet worden sind.

Das Bauplanungs- und das Bauordnungsrecht haben gemeinsam, dass „Neben-“ im57
Sinne eines Unterordnungsverhältnisses zu verstehen ist, und nicht räumlich die
Nachbarschaft beschreibt. Eine Nebenanlage im Sinne des Baurechts ist damit eine
dem Wohngebäude untergeordnete, dienende Einrichtung.53

Die Clearingstelle schlägt vor, bei der Auslegung und Anwendung des Begriffs der58
„Nebenanlage“ i. S. v. § 21 Abs. 3 EEG 2017 das baurechtliche Verständnis lediglich
als Indiz zu nutzen. Denn die Begründungen in den Drucksachen des Bundesrates,
durch dessen Beschluss die Nebenanlage erst in den Gesetzeswortlaut aufgenom-
men wurde, legen nahe, dass der Begriff weiter zu verstehen sein soll. So heißt es
in der Begründung des Umweltausschusses des Bundesrats, dass die „Installation der
PV-Anlage auch auf Nebenanlagen der Gebäude wie Parkplätzen mit Überdachung,
Garagenanlagen und ähnliches möglich sein“54 solle; bei Parkplätzen und Garagen
handelt es sich jedoch nicht um Nebenanlagen i. S. v. § 14 BauNVO.55

Handelt es sich bei einer baulichen Anlage um eine „Nebenanlage“ im Sinne des59
BauGB, der BauNVO oder einer LBauO, so ist unwiderleglich zu vermuten, dass es
sich auch um eine Nebenanlage im Sinne des EEG 2017 handelt. Der Umkehrschluss
kommt jedoch nicht in Betracht, weil dies Anwendungsfälle, die der Gesetzgeber
auch als Nebenanlage betrachtet wissen will, ausschließen würde.

Als Nebenanlagen i. S. v. § 21 Abs. 3 Nr. 1 EEG 2017 kommen daher auch weitere60
einem Wohngebäude dienende Bauwerke und technische Anlagen in Betracht wie
insbesondere
52Siehe bspw. § 1 Abs. 2 Nr. 1 Bauordnung für Berlin (BauO Bln) v. 29.09.2005 (GVBl. S. 495), zuletzt

geändert durch das dritte Gesetz zur Änderung der Bauordnung für Berlin vom 17.06.2016 (GVBl.
S. 361), abrufbar unter https://www.berlin.de/, zuletzt abgerufen am 30.11.2017.

53Jäde, in: Jäde/Dirnberger/Weiß, BauGB/BauNVO Kommentar, 7. Aufl. 2013, § 9 BauGB Rn. 28
und § 14 BauNVO Rn. 1.

54BR-Drs. 347/1/17, S. 9. Siehe auch unten Abschnitt 3.4.2.
55Jäde, in: Jäde/Dirnberger/Weiß, BauGB/BauNVO Kommentar, 7. Aufl. 2013, § 14 BauNVO Rn. 3.
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• Hoch- und Tiefgaragen (sofern sie nicht bereits Teil des Wohngebäudes sind),

• Carports,

• Fahrradstellplätze,

• Ladesäulen,

• Einrichtungen zur Ver- und Entsorgung des Gebäudes mit Strom, Wärme,
Gas und Wasser wie bspw. Heizungsanlagen, Wasser- oder Wärmepumpen und
Warmwasserspeicher,

• Müllsammeleinrichtungen,

• Innen- und Außenbeleuchtungen,

• Schuppen,

• (Haus-)Tierställe,

• (kleingärtnerisch genutzte) Gewächshäuser,

• Garten- und Baumhäuser,

• Kinderspielplätze,

• Schwimmbäder und Saunen,

• heimhandwerklich genutzte Werkstätten,

• Funktionsräume der Hausmeisterei,

• Wäschetrockenplätze.

Hingegen sind Ställe, Maschinenhallen und sonstige einem landwirtschaftlichen Be-61
trieb oder anderen Gewerbe dienende Bauwerke keine Nebenanlagen, da diese nicht
dem Wohnhaus untergeordnet sind, sondern einen eigenständigen, vom Wohnge-
bäude losgelösten Zweck erfüllen. Wird auf dem Gelände eines Gewerbebetriebs,
auf dem sich auch ein Wohnhaus befindet, ein Bauwerk – z. B. eine Garage – sowohl
von den Bewohnern des Wohngebäudes als auch für das Gewerbe genutzt, so ist
nach dem Rechtsgedanken von § 3 Nr. 23 und Nr. 50 EEG 2017 entscheidend, ob die
Nutzung für das Wohngebäude „vorrangig“ und „überwiegend“ ist, so dass bei einer
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wertenden Betrachtung das Bauwerk in erster Linie dem Wohngebäude und nicht
dem Gewerbe untergeordnet ist.

Zu beachten ist, dass sich die Nebenanlagen im unmittelbaren räumlichen Zusam-62
menhang zu dem Wohngebäude mit den Mieterstromsolaranlagen befinden müssen
(näher dazu Abschnitt 2.5) und dass es sich nur dann um Nebenanlagen handeln
kann, wenn die Einrichtungen nicht bereits Teil des Wohngebäudes sind, weil an-
dernfalls die ausdrückliche Unterscheidung zwischen Wohngebäuden und Nebenan-
lagen sinnlos wäre.

2.3 Historisch-genetische Auslegung

Aus dem Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens ergibt sich, dass die 100-kWp-Grenze63
keine absolute Obergrenze für ein Mieterstromprojekt ist. Mithin kann es grund-
sätzlich in einem Mieterstromprojekt mehrere, auf verschiedenen Gebäuden errich-
tete Mieterstromsolaranlagen jeweils bis zu einer installierten Leistung von 100 kWp

je Wohngebäude geben. Notwendige, aber auch hinreichende Bedingung für eine
wechselseitige Versorgung von mehreren Wohngebäuden und Nebenanlagen ist, dass
diese sich in einem unmittelbarem räumlichen Zusammenhang zueinander befinden.
Weiter lässt sich den Gesetzgebungsmaterialien entnehmen, dass der unmittelbare
räumliche Zusammenhang in Anlehnung an § 3 Nr. 19 EEG 2017 zu verstehen ist.

Der Referentenentwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie64
vom 17. März 201756 beschränkte den Mieterstromzuschlag auf den Solarstrom,
der auf einem Wohngebäude erzeugt wird und innerhalb dieses Gebäudes an Letztver-
braucher geliefert und im Gebäude verbraucht worden ist.57

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 26. April 201758 hielt an dieser65
Kopplung von Erzeugung, Lieferung und Verbrauch innerhalb eines Wohngebäu-
des fest, wobei der Begriff des Wohngebäudes dahingehend erweitert werden sollte,
dass mindestens 40 % der Fläche des Gebäudes dem Wohnen dienen müssen. Diese
56Abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material.
57Zum insoweit relevanten Wortlaut des Referentenentwurfs s. Anhang, Abschnitt 3.1.
58Abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material, nachfolgend zitiert

als „RegE“. – Wortgleich waren der Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 27.05.2017, BR-
Drs. 347/17, und der Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen vom 16.05.2017, BT-Drs. 18/12355,
alle abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material.
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Erweiterung des Wohngebäudebegriffes wurde im weiteren Gesetzgebungsverfahren
unverändert fortgeführt und schließlich in das Gesetz übernommen.59

Sehr umstritten waren im weiteren Gesetzgebungsverfahren vor allem zwei Punk-66
te, zum einen die 100-kWp-Grenze und zum anderen die strikte Kopplung von Er-
zeugung, Lieferung und Verbrauch innerhalb eines Wohngebäudes (räumlicher An-
wendungsbereich). So enthielten die Beschlussempfehlungen der Ausschüsse des
Bundesrates insgesamt drei Haupt- und drei Hilfsempfehlungen.60

• Der Ausschuss für Städtebau, Wohnungswesen und Raumordnung empfahl,
die Erzeugung ohne Leistungsschwelle in Gebäuden einschließlich Nebenan-
lagen und den Verbrauch in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Anlage oh-
ne Nutzung des öffentlichen Netzes zuzulassen. Hilfsweise empfahl der Aus-
schuss, eine Leistungsschwelle von 250 kWp vorzusehen und den Verbrauch
auf Wohngebäude oder Nebenanlagen, die in unmittelbarer räumlicher Nä-
he zur Anlage liegen, zu beschränken. Hilfshilfsweise lautete die Empfehlung
des Ausschusses, eine Leistungsschwelle von 100 kWp, die Erzeugung auf Ge-
bäuden einschließlich Nebenanlagen und die Lieferung und den Verbrauch
durch Letztverbraucher in Wohngebäuden oder Nebenanlagen in unmittelba-
rer räumlicher Nähe zur Anlage vorzusehen.

• Der Umweltausschuss empfahl eine Leistungsschwelle von 100 kWp, eine Aus-
dehnung der Mieterstromförderung auf Solaranlagen, die auf Gebäuden ein-
schließlich Nebenanlagen installiert sind, und die Pflicht zum Letztverbrauch
im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit der Solaranlage und ohne
Durchleitung durch ein Netz. Hilfsweise empfahl der Ausschuss, dass der Mie-
terstrom auf Wohngebäuden erzeugt werden müsse.

• Der Ausschuss für Wirtschaft und der Ausschuss für Agrarpolitik und Ver-
braucherschutz empfahlen die Leistungsschwelle von 100 kWp, die Erzeugung
auf Wohngebäuden und den Verbrauch in Gebäuden oder Nebenanlagen, die
in einem räumlichem Zusammenhang zur Anlage stehen.61

Das Plenum des Bundesrates empfahl schließlich am 2. Juni 2017, anstelle der 100-67
kWp-Grenze einen Schwellenwert von 250 kWp vorzusehen. Des Weiteren beschloss
59Der insoweit relevante Wortlaut des RegE ist im Anhang unter Abschnitt 3.2 dokumentiert.
60BR-Drs. 347/1/17, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material.
61Der insoweit relevante Wortlaut der Bundesrats-Drucksachen ist im Anhang in den Abschnit-

ten 3.3.1, 3.3.2 und 3.3.3 dokumentiert.
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der Bundesrat, dass der Mieterstrom auf Gebäuden einschließlich Nebenanlagen er-
zeugt und in Wohngebäuden oder Nebenanlagen in unmittelbarer räumlicher Nähe
zur Anlage verbraucht werden soll.62

Der Bundesrat hielt es für notwendig, den räumlichen Anwendungsbereich zu er-68
weitern, um

„sich flexibel auf lokale Gegebenheiten einstellen zu können und auch
Gebäude im räumlichen Zusammenhang, z. B. innerhalb einer Kunden-
anlage oder in einem Wohnquartier, auch in Kombination mit weiteren
Erzeugungs- und Speicheranlagen versorgen zu können. Somit können
auch Mieter in Gebäuden an solchen lokalen Modellen partizipieren, denen
ansonsten aufgrund einer ungünstigen Dachausrichtung eine Versorgung
aus einer PV-Anlage verwehrt bliebe.“63

In ihrer Gegenäußerung vom 14. Juni 2017 lehnte die Bundesregierung die Anhe-69
bung der 100-kWp-Grenze und eine Ausweitung des räumlichen Anwendungsberei-
ches hinsichtlich der Erzeugungsorte über Wohngebäude hinaus auch auf sonstige
Gebäude ab. Die Bundesregierung sagte jedoch zu, eine Ausweitung des räumlichen
Anwendungsbereichs hinsichtlich des Verbrauches zu prüfen:

„Die Bundesregierung wird jedoch . . . im weiteren Verfahren den Vor-
schlag des Bundesrates prüfen, den Mieterstromzuschlag auch im Fall
der Lieferung und des Verbrauchs in Wohngebäuden oder Nebenanla-
gen zu gewähren, die in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Anlage ohne
Nutzung des öffentlichen Netzes stehen. Der Anwendungsbereich der
Mieterstromförderung sollte, um die Mehrkosten zu begrenzen, allen-
falls behutsam ausgeweitet werden. Zudem muss die Ausweitung nach
dem oben Ausgeführten praktikabel sein. Die Anregung des Bundesra-
tes begrenzt die räumliche Ausweitung durch das Wort „unmittelbar“.

62BR-Drs. 347/17, S. 3 f., abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg
/material.

63BR-Drs. 347/17(Beschluss), S. 1, Hervorhebungen nicht im Original. Ähnlich die Empfehlung der
Bundesrats-Ausschüsse, BR-Drs. 347/1/17, S. 2: „Es muss daher möglich sein, Mieter auch in Ge-
bäuden in einem gewissen räumlichen Zusammenhang, als Kundenanlage nach § 3 Nummer 24a
und b EnWG oder durch einen fixen Umkreis (oder in Kombination), versorgen zu können.“ Bei-
de Drucksachen abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material. Der
vollständige Wortlaut des Plenarbeschlusses ist, soweit für dieses Hinweisverfahren relevant, im
Anhang unter Abschnitt 3.4 dokumentiert.
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Zudem knüpft der vorgeschlagene Begriff „unmittelbarer räumlicher Zu-
sammenhang“ an [ein] Merkmal an, das bereits bei der Eigenversorgung
(§ 3 Nummer 19 EEG 2017) und der Anlagenzusammenfassung (§ 24 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 EEG 2017) verwendet wird. Die Negativvoraus-
setzung, dass das öffentliche Netz nicht genutzt wird, ist – in anderer
Formulierung – ebenfalls bereits aus dem Bereich der Eigenversorgung
bekannt.“64

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie des Deutschen Bundestags folgte im70
Wesentlichen diesen Überlegungen und schlug in seiner Beschlussempfehlung vom
28. Juni 2017 diejenige Formulierung vor, die schließlich auch vom Plenum des
Bundestags beschlossen und als Gesetz verkündet wurde. Zur Begründung heißt es:

„Die Änderung erweitert den Tatbestand des Mieterstromzuschlags da-
hin, dass diese Förderung auch die Lieferung und den Verbrauch in
Wohngebäuden oder Nebenanlagen im unmittelbaren räumlichen Zu-
sammenhang mit dem Wohngebäude, auf, an oder in dem Solaranlagen
installiert sind, die Strom nach § 21 Absatz 3 EEG 2017 erzeugen, er-
fasst, soweit der Strom nicht durch ein Netz der allgemeinen Versorgung
durchgeleitet wird. Durch das Erfordernis des unmittelbaren räumlichen
Zusammenhangs und die Voraussetzung, dass der Strom nicht durch ein
Netz durchgeleitet wird, knüpft die Regelung an den räumlichen An-
wendungsbereich der Eigenversorgung (§ 3 Nr. 19 EEG 2017) an.
Diese Ausweitung erfolgt, da nicht jedes Gebäude gleichermaßen für ein
in sich abgeschlossenes Mieterstrommodell geeignet ist und erschließt so
weiteres Potential für Mieterstrommodelle.“65

Der Bundesrat hat sich in seiner Begründung auch auf die „Kundenanlage“ im Sinne71
des EnWG bezogen. Die Clearingstelle hat jedoch Zweifel, ob die Kundenanlage
ein taugliches Kriterium ist, um den unmittelbaren räumlichen Zusammenhang im
Einzelfall zu bestimmen. Dagegen sprechen folgende Erwägungen:

• Bei der Kundenanlage handelt es sich um einen netztechnischen Begriff, der
neben der räumlichen Komponente noch weitere, rein energiewirtschaftliche

64BT-Drs. 18/12728, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material,
S. 25, Auslassungen nicht im Original. – Der insoweit relevante Wortlaut der Gegenäußerung ist
im Anhang unter Abschnitt 3.5 dokumentiert.

65BT-Drs. 18/12988, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material,
S. 34.
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Voraussetzungen enthält. Beim unmittelbaren räumlichen Zusammenhang
liegt hingegen eine räumlich-geographische Grenze vor, während die netzseiti-
ge Anforderung an den Mieterstromzuschlag bereits in § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
EEG 2017 (keine Netzdurchleitung) geregelt ist.

• Der Umstand, dass in § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017 als „netzseitige“ An-
spruchsvoraussetzung allein verlangt wird, dass der Strom nicht durch ein
Netz66 durchgeleitet wird, spricht dagegen, den räumlichen Nähebegriff in § 21
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017 mit einem netzrechtlichen Begriff zu konkreti-
sieren.

• Das EnWG und das EEG enthalten unterschiedliche Netzbegriffe, so dass al-
lein aus dem Vorliegen einer Kundenanlage nicht zwingend gefolgert werden
kann, es liege keine Netzdurchleitung i. S. v. § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 EEG 2017
vor (und umgekehrt).

• Rein praktisch ist zu berücksichtigen, dass der Begriff der Kundenanlage recht-
lich sehr umstritten ist,67 so dass die damit momentan verbundenen Unsi-
cherheiten auf die Auslegung und Anwendung von § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1
EEG 2017 ausstrahlen würden. Zudem lässt sich im Einzelfall nur inzident –
zum Beispiel in einem Missbrauchsverfahren nach § 31 EnWG – prüfen, ob
eine Kundeanlage vorliegt oder nicht.

Die Clearingstelle bittet die konsultierten Verbände und öffentlichen Stellen, in72
ihren Stellungnahmen auch darauf einzugehen, ob und ggf. inwieweit der Begriff
der Kundenanlage bei der Auslegung und Anwendung von § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1
EEG 2017 zu berücksichtigen sein sollte.

2.4 Zwischenergebnis zum räumlichen Anwendungsbereich

Die wesentlichen Ergebnisse der systematischen und der historisch-genetischen Aus-73
legung zum räumlichen Anwendungsbereich lassen sich wie folgt zusammenfassen:
66Das Netz ist in § 3 Nr. 35 EEG 2017 definiert als „die Gesamtheit der miteinander verbundenen

technischen Einrichtungen zur Abnahme, Übertragung und Verteilung von Elektrizität für die
allgemeine Versorgung“.

67Vgl. BNetzA, Beschlusskammer 6, Beschl. v. 27.07.2017 – BK6-16-279, abrufbar unter
https://www.bundesnetzagentur.de/ und BNetzA, Beschlusskammer 6, Beschl. v. 03.04.2017 – BK6-
15-166, abrufbar unter https://www.bundesnetzagentur.de/ , beide nicht rechtskräftig.
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• Bei der maximal zulässigen Erzeugung wurde bewusst ein Wert von 100 kWp

je Wohngebäude beibehalten.

• Die ursprünglich vorgesehene strikte Kopplung von Erzeugung, Lieferung
und Verbrauch innerhalb desselben Gebäudes wurde bewusst aufgegeben, um
weiteres Potential für Mieterstrommodelle zu erschließen.

• Die Ausweitung des räumlichen Anwendungsbereiches auf andere Wohnge-
bäude und Nebenanlagen schließt eine enge Auslegung aus, bei der als un-
geschriebenes Tatbestandsmerkmal verlangt würde, dass die Gesamtleistung
der installierten Solaranlagen auf dem „erzeugenden Wohngebäude“ und auf
dem „verbrauchenden Wohngebäude“ bzw. der „verbrauchenden Nebenanla-
ge“ 100 kWp nicht überschreitet. Eine solche Einschränkung lässt sich weder
dem Wortlaut noch den Gesetzgebungsmaterialien entnehmen. Vielmehr hat
der Bundesrat die Möglichkeit, dass auf den benachbarten Gebäuden ihrerseits
Erzeugungsanlagen installiert sein können, ausdrücklich erwähnt.

• Der räumliche Anwendungsbereich hinsichtlich des Verbrauches wurde be-
wusst in Anlehnung an § 3 Nr. 19 EEG 2017 („unmittelbarer räumlicher Zu-
sammenhang“) geregelt, so dass diese Regelung Maßstab für die Auslegung
und Anwendung des „unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs“ i. S. v. § 21
Abs. 3 EEG 2017 ist.

• Für die Auslegung und Anwendung des Begriffs „Nebenanlage“ ist das
bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Begriffsverständnis nicht ab-
schließend. Nebenanlagen sind alle Gebäude oder bauliche Anlagen im
unmittelbaren räumlichen Zusammenhang, die dem Wohngebäude funktio-
nal untergeordnet sind. Typische Nebenanlagen im Sinne des § 21 Abs. 3
EEG 2017 sind bspw. die in Rn. 60 genannten Einrichtungen.

2.5 Teleologische Auslegung

Die teleologische Auslegung – also die Auslegung der Regelung nach dem Sinn und74
Zweck – bestätigt die gefundenen Auslegungsergebnisse. Die Einführung von § 21
Abs. 3 EEG 2017 dient dazu, Letztverbraucherinnen und -verbraucher, die zwar per
EEG-Umlage den Ausbau der erneuerbaren Energie finanziell mittragen, selbst aber
nicht immer als Anlagenbetreiberinnen und -betreiber vom EEG profitieren kön-
nen, in ihrer Eigenschaft als Letztverbraucherinnen und -verbraucher durch Mie-
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terstrommodelle direkte Vorteile aus der Errichtung und dem Betrieb geförderter
Solaranlagen zu verschaffen. Dieses Ziel ist bei der Anwendung der unbestimmten
Rechtsbegriffe in § 21 Abs. 3 EEG 2017 zu beachten, um sicherzustellen, dass eine
nennenswerte Zahl von Letztverbraucherinnen und -verbrauchern an dem neuen
Förderkonzept teilhaben kann.

2.6 Ergänzender Hinweis: Mieterstrommodell, verpflichtende
Direktvermarktung und Ausschreibungspflicht

Die Clearingstelle weist ergänzend darauf hin, dass § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 le-75
diglich zur Ermittlung der 100-kWp-Grenze in § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 EEG 2017
unanwendbar ist. Für die übrigen Bestimmungen des EEG 2017 gelten hingegen die
allgemeinen Bestimmungen.68 Daraus folgt:

• Sind Solaranlagen auf mehreren Gebäuden gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017
rechnerisch zusammenzufassen und übersteigt die installierte Leistung dieser
Anlagen 100 kWp, so gilt für den (Überschuss-)Strom, dass nur die Markt-
prämie im Rahmen der geförderten Direktvermarktung, notfalls die Ausfall-
vergütung gemäß §§ 21 Abs. 1 Nr. 2, 53 Satz 2 EEG 2017 beansprucht wer-
den kann.69 Für die Ermittlung der 100-kWp-Schwelle in § 21 Abs. 1 Nr. 2
EEG 2017 sind dabei gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017 alle Module heran-
zuziehen, für die dem Grunde nach ein Anspruch nach § 19 Abs. 1 EEG 2017
besteht, also sowohl Module innerhalb als auch außerhalb von Mieterstrom-
projekten.

• Sind Solaranlagen auf mehreren Gebäuden gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 EEG 2017
rechnerisch zusammenzufassen und übersteigt die installierte Leistung dieser
Anlagen 750 kWp, so greift gemäß § 22 Abs. 3 EEG 2017 die Pflicht zur Teil-
nahme an Ausschreibungen.70 Auch insoweit sind alle nach § 24 Abs. 1 Satz 1
EEG 2017 zusammenzufassenden Solaranlagen maßgeblich, gleich ob sie Teil
eines Mieterstromprojektes sind oder nicht.

68Siehe auch Rn. 19 zur Ermittlung des Vergütungssatzes (für den Überschussstrom) und des Mieter-
stromzuschlags bei einer 10 kWp übersteigenden Mieterstrominstallation.

69Vgl. BSW-Solar (Hrsg.), Geschäftsmodelle mit PV-Mieterstrom, Stand: Juni 2017, S. 27. – Zu beach-
ten ist, dass die Ausfallvergütung unter Geltung des EEG 2017 zeitlich auf bis zu drei aufeinander-
folgende Kalendermonate und maximal sechs Kalendermonate pro Kalenderjahr begrenzt ist.

70BSW-Solar (Hrsg.), Geschäftsmodelle mit PV-Mieterstrom, Stand: Juni 2017, S. 28.
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3 Anhang: Gesetzgebungsmaterialien (Auszüge)

3.1 Referentenentwurf vom 17. März 2017

Regelungsentwurf:

„Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach § 19
Absatz 1 Nummer 3 besteht für Strom aus einer Solaranlage mit einer
installierten Leistung von bis zu 100 Kilowatt, die auf, an oder in ei-
nem Wohngebäude installiert ist, soweit er innerhalb dieses Gebäudes
an einen Letztverbraucher geliefert und im Gebäude verbraucht worden
ist.“71

3.2 Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 26. April 2017

Regelungsentwurf:

„Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach § 19 Ab-
satz 1 Nummer 3 besteht für Strom aus Solaranlagen mit einer installier-
ten Leistung von insgesamt bis zu 100 Kilowatt, die auf, an oder in ei-
nem Wohngebäude installiert sind, soweit er innerhalb dieses Gebäudes
an einen Letztverbraucher geliefert und im Gebäude verbraucht worden
ist. § 3 Nummer 50 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass mindestens
40 Prozent der Fläche des Gebäudes dem Wohnen dient . . . “72

Begründung:

„Soweit der belieferte Letztverbraucher den Strom nicht im Gebäude
selbst verbraucht, sondern zum Beispiel an Dritte weiterverteilt, ist dies
kein Mieterstrom im Sinn von § 21 Absatz 3 EEG 2017. Das betrifft ins-
besondere die Weiterlieferung aus dem Gebäude heraus.“73

71Referentenentwurf des BMWi (III B 2) v. 17.03.2017, Gesetz zur Förderung von Mieterstrom, ab-
rufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material, S. 5.

72Gesetzentwurf der Bundesregierung v. 26.04.2017, Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Mie-
terstrom und zur Änderung weiterer Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, abrufbar
unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material, S. 5. – Wortgleich der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung, BR-Drs. 347/17 v. 27.04.2017, S. 10, sowie der Gesetzentwurf der
Regierungsfraktionen, BT-Drs. 18/12355 v. 16.05.2017, S. 6.

73Gesetzentwurf der Bundesregierung v. 26.04.2017, Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Mie-
terstrom und zur Änderung weiterer Vorschriften des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, abrufbar
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3.3 Empfehlungen der Ausschüsse des Bundesrates vom 22. Mai
2017

3.3.1 Empfehlungen des Ausschusses für Städtebau, Wohnungswesen und
Raumordnung

Ziffer 3: Hauptempfehlung

Regelungsentwurf:

„Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach § 19 Ab-
satz 1 Nummer 3 besteht für Strom aus Solaranlagen, die auf, an oder
in Gebäuden einschließlich Nebenanlagen installiert sind, soweit er an
Letztverbraucher geliefert und in Wohngebäuden oder Nebenanlagen
verbraucht worden ist, die in unmittelbarer räumlicher Nähe zur An-
lage ohne Nutzung des öffentlichen Netzes stehen.“74

Begründung:

„Neben der im Gesetzentwurf bereits vorgesehenen gebäudeweisen
Lösung sollten auch Quartierslösungen ermöglicht werden. Hier wird
der Strom in den Quartieren erzeugt und ebenfalls nicht ins allgemei-
ne Stromnetz eingespeist, sondern direkt von den Mieterinnen und
Mietern genutzt. Dies würde den Eigenverbrauchsanteil von Anlagen
auf größeren Wohnkomplexen erhöhen. So können auch mehr Miete-
rinnen und Mieter von der Mieterstromregelung profitieren, da nicht
jedes Gebäude gleichermaßen für eine PV-Anlage geeignet ist. Die
Beschränkung des Standorts der PV-Anlage auf Wohngebäude ist daher
nicht zielführend. Wohngebäude können durch ihre Ausrichtung, durch
Verschattung und Denkmalschutz oder aufgrund anderer Umstände
als Standort der PV-Anlagen weniger geeignet sein als dies bei anderen
Gebäuden im Quartierskomplex der Fall sein könnte. So bestehen
in Wohnquartieren häufig geeignete Flächen für eine Installation von
PV-Anlagen auf Nichtwohngebäuden, wie zum Beispiel Garagen,
Parkhäusern, Kindergärten, Schulen et cetera. Statt ‘Wohngebäude’

unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg/material, S. 19. – Wortgleich der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung, BR-Drs. 347/17 v. 27.04.2017, sowie der Gesetzentwurf der Regie-
rungsfraktionen, BT-Drs. 18/12355 v. 16.05.2017.

74BR-Drs. 347/1/17, S. 3.
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sollte es daher ‘Gebäude’ heißen, auch um zusätzliches Potenzial für die
Photovoltaik im urbanen Raum nutzbar zu machen. Durch Quartiers-
lösungen können zudem Skaleneffekte gehoben werden und Anlagen
systemdienlich ausgelegt werden. Hierdurch können perspektivisch
klimafreundliche und ressourcenschonende Quartiere erschaffen und
die Energiewende auch in den Städten vorangetrieben werden.
Die Definition des Quartiers sollte in Anlehnung an die Zusammen-
fassung mehrerer Anlagen im EEG (§ 24 Absatz 1 Satz 1 EEG 2017)
erfolgen. Für die Zusammenfassung mehrerer Gebäude zu einem Quar-
tier könnte dementsprechend der Begriff der unmittelbaren räumlichen
Nähe ohne die Nutzung des öffentlichen Netzes herangezogen werden.
Demnach müssten sich die Gebäude entweder auf demselben Grund-
stück befinden oder – wenn sie nicht auf demselben Grundstück liegen
– sich sonst in unmittelbarer räumlicher Nähe zueinander befinden.
Eine unmittelbare räumliche Nähe ist zumindest dann gegeben, wenn
die Grundstücke, auf dem sich die Gebäude befinden, aneinander
angrenzen. Die unmittelbare räumliche Nähe sollte zudem immer dann
bejaht werden, wenn durch die Hinzuziehung weiterer Gebäude mit
Mieterinnen und Mieter in das Mieterstrommodell, die PV-Anlage
überhaupt erst errichtet wird oder durch die Installation einer größeren
PV-Anlage die künstliche Aufsplittung in mehrere kleine und damit in
der Regel teurere Anlagen vermieden wird.
Jedoch sollte der an Letztverbraucher gelieferte Strom innerhalb eines
Wohngebäudes oder von Nebenanlagen verbraucht werden, damit noch
von Mieterstrom gesprochen werden kann und keine Überförderung
anderer Zielgruppen stattfindet. Durch § 21 Absatz 3 Satz 2 EEG 2017
wird die Definition des Wohngebäudes nach § 3 Nummer 50 EEG 2017
insofern modifiziert, als es genügt, dass bereits 40 Prozent der Fläche
des Wohngebäudes dem Wohnen dient.
Um künstlich klein dimensionierte PV-Anlagen zu verhindern, sollte
zudem die 100-kW-Grenze für die Zahlung der Vergütung aufgehoben
werden. Auch die Einziehung einer anderen Grenze ist nicht erfor-
derlich, da sich die Dimensionierung der Anlage nach dem Bedarf
im Quartier richten und durch die Förderung nicht begrenzt werden
sollte.“75

75BR-Drs. 347/1/17, S. 3.
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Ziffer 5: Hilfsempfehlung zu Ziffer 3

Regelungsentwurf:

„Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach § 19 Ab-
satz 1 Nummer 3 besteht für Strom aus Solaranlagen mit einer instal-
lierten Leistung von insgesamt bis zu 250 Kilowatt, die auf, an oder
in Gebäuden einschließlich Nebenanlagen installiert sind, soweit er an
Letztverbraucher geliefert und in Wohngebäuden oder Nebenanlagen
verbraucht worden ist, die in unmittelbarer räumlicher Nähe zur An-
lage ohne Nutzung des öffentlichen Netzes stehen.“

Begründung:

„Die bestehende Zusammenfassung mehrerer Anlagen auf demselben
Grundstück im Rahmen von § 24 Absatz 1 EEG 2017 bei gleichzeitiger
Begrenzung der maximalen Anlagengröße auf 100 kW in § 21 Absatz 3
EEG 2017 führt zu[r] künstlichen Aufsplittung in mehrere kleine Anla-
gen. Dies bedeutet höhere Planungsaufwendungen, höhere Kosten, die
dem Ziel der Kostensenkung durch Skaleneffekte widersprechen, sowie
eine Einschränkung der Vielfalt möglicher und sinnvoller Mieterstrom-
modelle. Die Begrenzung der Anlagengröße auf 100 kW ist somit als
Hindernis zur zügigen Hebung der flächenschonenden PV-Potenziale
auf Mehrfamilienhäusern, insbesondere Mietshäusern in Städten, zu
betrachten. Daher sollten auch größere Anlagen bis 250 kW im Rahmen
der Förderung berücksichtigt werden.
Der vorliegende Gesetzentwurf sieht in § 21 Absatz 3 EEG 2017 vor,
dass der Mieterstromzuschlag nur für Anlagen gewährt wird, soweit
der auf, an oder in einem Wohngebäude in diesen Anlagen erzeugte
Strom innerhalb dieses Gebäudes verbraucht wird. Diese einschränken-
de Bindung ausschließlich an ein Wohngebäude verkennt wesentliche
Ausbau- und Kostenreduktionspotenziale. Die Einschränkung führt
dazu, dass Strom aus Mieterstromanlagen benachbarte Wohngebäude
(einschließlich ihrer Nebenanlagen) und entsprechende Mieter nicht
versorgen dürfen, obwohl das öffentliche Netz nicht genutzt wird.
Damit wird die Möglichkeit zur Nutzung von Mieterstrommodellen,
insbesondere in großen Wohnkomplexen beziehungsweise Quartieren
oder bei Denkmalschutzeinschränkungen bestimmter Gebäude eines
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Wohnkomplexes, unnötig eingeschränkt und Mieter entsprechend
ausgeschlossen.
Ferner ist die Beschränkung, wonach ausschließlich Strom aus auf
Wohngebäuden installierten Solaranlagen vergütet werden, nicht
zielführend. Wohngebäude können durch ihre Ausrichtung, durch Ver-
schattung und Denkmalschutz und sonstigen Umständen als Standort
der PV-Anlage weniger geeignet sein als dies bei den Nachbargebäuden
der Fall ist. So bestehen in Wohnquartieren häufig geeignete Flächen
für eine Installation von PV-Anlagen auf Nichtwohngebäuden, wie zum
Beispiel auf Schulen, Schwimmbädern oder Parkhäusern. Dieses Poten-
zial zur Erzeugung und Lieferung von Mieterstrom in die unmittelbare
Nachbarschaft sollte genutzt werden. Dabei sollten auch Nebenanlagen,
die nicht die Voraussetzungen des § 3 Nummer 23 EEG 2017 erfüllen,
als mögliche Standorte der PV-Anlage anerkannt werden.
Eine Überförderung ist wegen der Einschränkung der installierten
Anlage auf maximal 250 kW nicht zu befürchten.“76

Ziffer 7: Hilfsempfehlung zu Ziffer 3 und 5

Regelungsentwurf:

„Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach § 19 Ab-
satz 1 Nummer 3 besteht für Strom aus Solaranlagen mit einer instal-
lierten Leistung von insgesamt bis zu 100 Kilowatt, die auf, an oder
in Gebäuden einschließlich Nebenanlagen installiert sind, soweit er an
Letztverbraucher geliefert und in Wohngebäuden oder Nebenanlagen
verbraucht worden ist, die in unmittelbarer räumlicher Nähe zur An-
lage ohne Nutzung des öffentlichen Netzes stehen.“

Begründung:

„Der vorliegende Gesetzentwurf sieht in § 21 Absatz 3 EEG 2017 vor,
dass der Mieterstromzuschlag nur für Anlagen gewährt wird, soweit
der auf, an oder in einem Wohngebäude in diesen Anlagen erzeugte
Strom innerhalb dieses Gebäudes verbraucht wird. Diese einschränken-
de Bindung ausschließlich an ein Wohngebäude verkennt wesentliche

76BR-Drs. 347/1/17, S. 5 f.
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Ausbau- und Kostenreduktionspotenziale. Die Einschränkung führt
dazu, dass Strom aus Mieterstromanlagen benachbarte Wohngebäude
(einschließlich ihrer Nebenanlagen) und entsprechende Mieter nicht
versorgen dürfen, obwohl das öffentliche Netz nicht genutzt wird.
Damit wird die Möglichkeit zur Nutzung von Mieterstrommodellen,
insbesondere in großen Wohnkomplexen beziehungsweise Quartieren
oder bei Denkmalschutzeinschränkungen bestimmter Gebäude eines
Wohnkomplexes, unnötig eingeschränkt und Mieter entsprechend
ausgeschlossen.
Ferner ist die Beschränkung, wonach ausschließlich Strom aus auf
Wohngebäuden installierten Solaranlagen vergütet werden, nicht
zielführend. Wohngebäude können durch ihre Ausrichtung, durch Ver-
schattung und Denkmalschutz und sonstigen Umständen als Standort
der PV-Anlage weniger geeignet sein als dies bei den Nachbargebäuden
der Fall ist. So bestehen in Wohnquartieren häufig geeignete Flächen
für eine Installation von PV-Anlagen auf Nichtwohngebäuden, wie zum
Beispiel auf Schulen, Schwimmbädern oder Parkhäusern. Dieses Poten-
zial zur Erzeugung und Lieferung von Mieterstrom in die unmittelbare
Nachbarschaft sollte genutzt werden. Dabei sollten auch Nebenanlagen,
die nicht die Voraussetzungen des § 3 Nummer 23 EEG 2017 erfüllen,
als mögliche Standorte der PV-Anlage anerkannt werden.
Eine Überförderung ist wegen der Einschränkung der installierten
Anlage auf maximal 100 kW nicht zu befürchten.“77

3.3.2 Empfehlungen des Umweltausschusses

Ziffer 8: Hauptempfehlung

Regelungsentwurf:

„Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach § 19 Ab-
satz 1 Nummer 3 besteht für Strom aus Solaranlagen mit einer instal-
lierten Leistung von insgesamt bis zu 100 Kilowatt, die auf, an oder in
einem Gebäude einschließlich Nebenanlagen installiert sind, soweit er
an Letztverbraucher im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit

77BR-Drs. 347/1/17, S. 8 f.
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der Solaranlage und ohne Durchleitung durch ein Netz geliefert und ver-
braucht worden ist.“

Begründung:

„Damit möglichst viele Bewohner in den Genuss von lokal erzeugten
Solarstrom kommen und das Gesetz in der Realität zu einer Belebung
des Solarmarktes führen kann, darf die Mieterstromförderung räumlich
nicht nur auf das Wohngebäude beschränkt sein, auf, an oder in dem
die PV-Anlage installiert ist. In Anbetracht der Vielfalt möglicher
Gebäudeensembles einschließlich Nebenanlagen wie Garagen o. ä. und
der unterschiedlichen Eignung von Dächern für PV-Anlagen (Ausrich-
tung, Verschattung, Denkmalschutz, sonstige technische Restriktionen
etc.) bedarf es einer breiteren Anwendung in der Praxis. Zudem ist
der Gebäudebegriff in räumlicher Hinsicht weder im EEG noch im
Baurecht näher definiert. Das Abstellen auf die Stromnutzung innerhalb
des Wohngebäudes mit der PV-Anlage würde daher zu vielen Abgren-
zungsproblemen und Streitfällen führen. Sollte beispielsweise auf die
Gebäudehülle abgestellt werden, können Reihenhäuser ebenso wie gan-
ze Straßenzüge erfasst sein, in denen Häuser direkt aneinandergebaut
sind. Demgegenüber könnten bei einem Wohnblock/Wohnpark mit
mehreren Einzelhäusern, die z. B. über gemeinsame Betriebseinrich-
tungen wie eine zentrale Heizungsanlage miteinander verbunden sind,
nach o. g. Definition nur die Letztverbraucher des Hauses Mieterstrom
nutzen, auf dem die PV-Anlage sinnvollerweise aus energiewirtschaft-
licher Sicht installiert ist. Damit kommen jedoch für viele solcher
Objekte Mieterstromkonzepte insgesamt nicht in Betracht, da sich
wegen des Ausschlusses von Nachbargebäuden keine entsprechenden
Mehrheiten bei Eigentümergemeinschaften finden lassen. Außerdem
sollte die Installation der PV-Anlage auch auf Nebenanlagen der Gebäu-
de wie Parkplätzen mit Überdachung, Garagenanlagen und ähnliches
möglich sein. Für sachgerechte und diskriminierungsfreie Lösungen im
Einzelfall sollte daher bei der Förderung von Mieterstrom nicht auf das
Gebäude mit der PV-Anlage, sondern – wie bei der Eigenversorgung –
auf den Stromverbrauch in unmittelbarem räumlichen Zusammenhang
und ohne Durchleitung durch ein öffentliches Netz abgestellt werden.
Damit kann auf einen eingeführten rechtlichen Begriff im EEG zurück-
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gegriffen werden, der den notwendigen Spielraum im Einzelfall lässt
und zu angemessenen Lösungen führt.
Darüber hinaus ist eine Beschränkung nur auf Wohngebäude nicht
sinnvoll. Hierdurch werden z. B. Dienstleistungsunternehmen in Nicht-
wohngebäuden gegenüber solchen in Gebäuden, die überwiegend
dem Wohnen dienen, schlechter gestellt. Zudem rechnen sich Mie-
terstrommodelle mit dem vorgesehenen Mieterstromzuschlag nur für
Endverbraucher, deren Strompreis vergleichbar mit dem Strompreis
von Haushalten ist. Energieintensivere Unternehmen, die von dem
geringeren Börsenstrompreis profitieren, hätten auch bei Wegfall der
Beschränkung auf Wohngebäude weiterhin keinen Anreiz, an Mie-
terstrommodellen teilzunehmen. Es besteht deshalb kein Anlass, hier
zwischen Verbrauchern in Wohngebäuden und in Nichtwohngebäuden
zu differenzieren. Statt ‘Wohngebäude’ sollte es daher ‘Gebäude’ heißen,
auch um zusätzliches Potenzial für die Photovoltaik im urbanen Raum
nutzbar zu machen.“78

Ziffer 9: Hilfsempfehlung zu Ziffer 8

Regelungsentwurf:

„Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach § 19 Ab-
satz 1 Nummer 3 besteht für Strom aus Solaranlagen mit einer installier-
ten Leistung von insgesamt bis zu 100 Kilowatt, die auf, an oder in einem
Wohngebäude einschließlich Nebenanlagen installiert sind, soweit er an
Letztverbraucher im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit der
Solaranlage und ohne Durchleitung durch ein Netz geliefert und ver-
braucht worden ist.“

Begründung:

„Damit möglichst viele Bewohner in den Genuss von lokal erzeugten
Solarstrom kommen und das Gesetz in der Realität zu einer Belebung
des Solarmarktes führen kann, darf die Mieterstromförderung räumlich
nicht nur auf das Wohngebäude beschränkt sein, auf, an oder in dem die

78BR-Drs. 347/1/17, S. 8 f.
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PV-Anlage installiert ist. In Anbetracht der Vielfalt möglicher Gebäude-
ensembles einschließlich Nebenanlagen wie Garagen o. ä. und der unter-
schiedlichen Eignung von Dächern für PV-Anlagen (Ausrichtung, Ver-
schattung, Denkmalschutz, sonstige technische Restriktionen etc.) be-
darf es einer breiteren Anwendung in der Praxis. Zudem ist der Gebäu-
debegriff in räumlicher Hinsicht weder im EEG noch im Baurecht näher
definiert. Das Abstellen auf die Stromnutzung innerhalb des Wohnge-
bäudes mit der PV-Anlage würde daher zu vielen Abgrenzungsproble-
men und Streitfällen führen. Sollte beispielsweise auf die Gebäudehülle
abgestellt werden, können Reihenhäuser ebenso wie ganze Straßenzüge
erfasst sein, in denen Häuser direkt aneinandergebaut sind. Demgegen-
über könnten bei einem Wohnblock/Wohnpark mit mehreren Einzel-
häusern, die z. B. über gemeinsame Betriebseinrichtungen wie eine zen-
trale Heizungsanlage miteinander verbunden sind, nach o. g. Definition
nur die Letztverbraucher des Hauses Mieterstrom nutzen, auf dem die
PV-Anlage sinnvollerweise aus energiewirtschaftlicher Sicht installiert
ist. Damit kommen jedoch für viele solcher Objekte Mieterstromkon-
zepte insgesamt nicht in Betracht, da sich wegen des Ausschlusses von
Nachbargebäuden keine entsprechenden Mehrheiten bei Eigentümerge-
meinschaften finden lassen. Außerdem sollte die Installation der PV-
Anlage auch auf Nebenanlagen der Gebäude wie Parkplätzen mit Über-
dachung, Garagenanlagen und ähnliches möglich sein. Für sachgerechte
und diskriminierungsfreie Lösungen im Einzelfall sollte daher bei der
Förderung von Mieterstrom nicht auf das Gebäude mit der PV-Anlage,
sondern – wie bei der Eigenversorgung – auf den Stromverbrauch in un-
mittelbarem räumlichen Zusammenhang und ohne Durchleitung durch
ein öffentliches Netz abgestellt werden. Damit kann auf einen eingeführ-
ten rechtlichen Begriff im EEG zurückgegriffen werden, der den not-
wendigen Spielraum im Einzelfall lässt und zu angemessenen Lösungen
führt.“79

79BR-Drs. 347/1/17, S. 10 f.
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3.3.3 Empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und des Ausschusses für
Agrarpolitik und Verbraucherschutz

Ziffer 10

Regelungsentwurf:

„Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach § 19 Ab-
satz 1 Nummer 3 besteht für Strom aus Solaranlagen mit einer instal-
lierten Leistung von insgesamt bis zu 100 Kilowatt, die auf, an oder in
einem Wohngebäude installiert sind, soweit er an einen Letztverbrau-
cher geliefert und in Gebäuden oder Nebenanlagen verbraucht worden
ist, die in einem räumlichem Zusammenhang zur Anlage ohne Nutzung
des öffentlichen Netzes stehen.“

Begründung:

„Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach dem Ge-
setzentwurf, der sich auf die Lieferung und den Verbrauch in demjenigen
Gebäude beschränkt, auf, an oder in dem die Solaranlage installiert ist,
greift zu kurz. So weicht die Definition des Verbrauchs in ‘unmittelba-
rer räumlicher Nähe zur Anlage’ auch von derjenigen des KWK-Gesetzes
ab. Der Verbrauch ‘in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Anlage’ sollte
sich auch auf Gebäude auf demselben Grundstück ohne Nutzung des öf-
fentlichen Netzes beziehen. Damit können sowohl Nachbargebäude auf
demselben Grundstück im Verbund, als auch beispielsweise Ladestatio-
nen für E-Mobile in einer gemeinsamen Tiefgarage bedient werden. Dies
würde die Umsetzungsmöglichkeiten beispielsweise für Großwohnsied-
lungen deutlich verbessern. Damit wird auch der Kreis möglicher Letzt-
verbraucher erweitert, die günstigen ökologisch erzeugten Strom nutzen
können.“80

80BR-Drs. 347/1/17, S. 11.
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3.4 Plenarbeschluss des Bundesrates vom 2. Juni 2017

3.4.1 100-kW-Grenze

Regelungsentwurf:

„In Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b sind in § 21 Absatz 3 Satz 1 die
Wörter ‘mit einer installierten Leistung von insgesamt bis zu 100 Kilo-
watt’ zu streichen.“

Begründung:

„Um künstlich klein dimensionierte PV-Anlagen zu verhindern, sollte
die 100-Kilowatt-Grenze für die Zahlung der Vergütung aufgehoben wer-
den.“81

3.4.2 Räumlicher Anwendungsbereich

Regelungsentwurf:

„Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach § 19 Ab-
satz 1 Nummer 3 besteht für Strom aus Solaranlagen mit einer instal-
lierten Leistung von insgesamt bis zu 250 Kilowatt, die auf, an oder
in Gebäuden einschließlich Nebenanlagen installiert sind, soweit er an
Letztverbraucher geliefert und in Wohngebäuden oder Nebenanlagen
verbraucht worden ist, die in unmittelbarer räumlicher Nähe zur An-
lage ohne Nutzung des öffentlichen Netzes stehen.“

Begründung:

„Der Bundesrat hat jedoch Bedenken, dass die Eingrenzung des Förder-
anspruchs nach § 21 Absatz 3 EEG die Potenziale von PV-Mieterstrom
unzureichend ausschöpft und die Akzeptanz gefährdet. Es wäre vielmehr
notwendig, sich flexibel auf lokale Gegebenheiten einstellen zu können
und auch Gebäude im räumlichen Zusammenhang, z. B. innerhalb einer

81BR-Drs. 347/17(Beschluss), S. 2 f.
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Kundenanlage oder in einem Wohnquartier, auch in Kombination mit wei-
teren Erzeugungs- und Speicheranlagen versorgen zu können. Somit kön-
nen auch Mieter in Gebäuden an solchen lokalen Modellen partizipie-
ren, denen ansonsten aufgrund einer ungünstigen Dachausrichtung eine
Versorgung aus einer PV-Anlage verwehrt bliebe.“82

„Die bestehende Zusammenfassung mehrerer Anlagen auf demselben
Grundstück im Rahmen von § 24 Absatz 1 EEG 2017 bei gleichzeitiger
Begrenzung der maximalen Anlagengröße auf 100 kW in § 21 Absatz 3
EEG 2017 führt zu[r] künstlichen Aufsplittung in mehrere kleine Anla-
gen. Dies bedeutet höhere Planungsaufwendungen, höhere Kosten, die
dem Ziel der Kostensenkung durch Skaleneffekte widersprechen, sowie
eine Einschränkung der Vielfalt möglicher und sinnvoller Mieterstrom-
modelle. Die Begrenzung der Anlagengröße auf 100 kW ist somit als
Hindernis zur zügigen Hebung der flächenschonenden PV-Potenziale
auf Mehrfamilienhäusern, insbesondere Mietshäusern in Städten, zu
betrachten. Daher sollten auch größere Anlagen bis 250 kW im Rahmen
der Förderung berücksichtigt werden.
Der vorliegende Gesetzentwurf sieht in § 21 Absatz 3 EEG 2017 vor,
dass der Mieterstromzuschlag nur für Anlagen gewährt wird, soweit
der auf, an oder in einem Wohngebäude in diesen Anlagen erzeugte
Strom innerhalb dieses Gebäudes verbraucht wird. Diese einschränken-
de Bindung ausschließlich an ein Wohngebäude verkennt wesentliche
Ausbau- und Kostenreduktionspotenziale. Die Einschränkung führt
dazu, dass Strom aus Mieterstromanlagen benachbarte Wohngebäude
(einschließlich ihrer Nebenanlagen) und entsprechende Mieter nicht
versorgen dürfen, obwohl das öffentliche Netz nicht genutzt wird.
Damit wird die Möglichkeit zur Nutzung von Mieterstrommodellen,
insbesondere in großen Wohnkomplexen beziehungsweise Quartieren
oder bei Denkmalschutzeinschränkungen bestimmter Gebäude eines
Wohnkomplexes, unnötig eingeschränkt und Mieter entsprechend
ausgeschlossen.
Ferner ist die Beschränkung, wonach ausschließlich Strom aus auf
Wohngebäuden installierten Solaranlagen vergütet werden, nicht
zielführend. Wohngebäude können durch ihre Ausrichtung, durch Ver-

82BR-Drs. 347/17(Beschluss), S. 1. Hervorhebung nicht im Original.
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schattung und Denkmalschutz und sonstigen Umständen als Standort
der PV-Anlage weniger geeignet sein als dies bei den Nachbargebäuden
der Fall ist. So bestehen in Wohnquartieren häufig geeignete Flächen
für eine Installation von PV-Anlagen auf Nichtwohngebäuden, wie zum
Beispiel auf Schulen, Schwimmbädern oder Parkhäusern. Dieses Poten-
zial zur Erzeugung und Lieferung von Mieterstrom in die unmittelbare
Nachbarschaft sollte genutzt werden. Dabei sollten auch Nebenanlagen,
die nicht die Voraussetzungen des § 3 Nummer 23 EEG 2017 erfüllen,
als mögliche Standorte der PV-Anlage anerkannt werden. Eine Über-
förderung ist wegen der Einschränkung der installierten Anlage auf
maximal 250 kW nicht zu befürchten.“83

3.5 Gegenäußerung der Bundesregierung vom 14. Juni 2017

„Die Bundesregierung folgt dem Vorschlag insoweit nicht, als der Bun-
desrat anregt, den Kreis der Gebäude, die für die Erzeugung von Mieter-
strom in Frage kommen, über Wohngebäude hinaus auch auf sonstige
Gebäude einschließlich Nebenanlagen zu erstrecken. Ziel des Gesetz-
entwurfs ist es, zusätzliche Anreize für den Ausbau von Solaranlagen
auf Wohngebäuden zu schaffen (BR-Drucks. 347/13, S. 9 = BT-Drucks.
18/12355, S. 12) und so Mieter an der Energiewende zu beteiligen. Hier-
für leistet eine Ausweitung auf andere Gebäudetypen keinen Beitrag. Für
das weitere Ziel, den Photovoltaikzubau zu beleben, könnte die Auswei-
tung zwar einen Beitrag leisten, da zusätzliches Potenzial nutzbar ge-
macht würde. Allerdings führt diese Ausweitung zu zusätzlichen Kos-
ten für die Gesamtheit der Stromverbraucher. Über deren Ausmaß sind
keine hinreichenden Informationen vorhanden. Dies gilt auch für den
Förderbedarf in solchen Gebäuden. Denn die dem Gesetzentwurf zu-
grundeliegende Potenzialanalyse beschränkt sich auf Wohngebäude (Stu-
die, S. 80). Deshalb ist der Vorschlag im Übrigen auch beihilferechtlich
fraglich (insb. Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit). Die Bundes-
regierung wird jedoch vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen
(siehe Stellungnahme zu Ziffer 1c) im weiteren Verfahren den Vorschlag
des Bundesrates prüfen, den Mieterstromzuschlag auch im Fall der Lie-
ferung und des Verbrauchs in Wohngebäuden oder Nebenanlagen zu

83BR-Drs. 347/17(Beschluss), S. 3 f.
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gewähren, die in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Anlage ohne Nut-
zung des öffentlichen Netzes stehen. Der Anwendungsbereich der Mie-
terstromförderung sollte, um die Mehrkosten zu begrenzen, allenfalls
behutsam ausgeweitet werden. Zudem muss die Ausweitung nach dem
oben Ausgeführten praktikabel sein. Die Anregung es Bundesrates be-
grenzt die räumliche Ausweitung durch das Wort „unmittelbar“. Zu-
dem knüpft der vorgeschlagene Begriff „unmittelbarer räumlicher Zu-
sammenhang“ an [ein] Merkmal an, das bereits bei der Eigenversorgung
(§ 3 Nummer 19 EEG 2017) und der Anlagenzusammenfassung (§ 24 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 EEG 2017) verwendet wird. Die Negativvoraus-
setzung, dass das öffentliche Netz nicht genutzt wird, ist – in anderer
Formulierung – ebenfalls bereits aus dem Bereich der Eigenversorgung
bekannt.“84

3.6 Beschluss des Ausschusses für Wirtschaft und Energie des
Bundestags vom 28. Juni 2017

„Die Änderung erweitert den Tatbestand des Mieterstromzuschlags da-
hin, dass diese Förderung auch die Lieferung und den Verbrauch in
Wohngebäuden oder Nebenanlagen im unmittelbaren räumlichen Zu-
sammenhang mit dem Wohngebäude, auf, an oder in dem Solaranlagen
installiert sind, die Strom nach § 21 Absatz 3 EEG 2017 erzeugen, er-
fasst, soweit der Strom nicht durch ein Netz der allgemeinen Versorgung
durchgeleitet wird. Durch das Erfordernis des unmittelbaren räumlichen
Zusammenhangs und die Voraussetzung, dass der Strom nicht durch ein
Netz durchgeleitet wird, knüpft die Regelung an den räumlichen An-
wendungsbereich der Eigenversorgung (§ 3 Nr. 19 EEG 2017) an.
Diese Ausweitung erfolgt, da nicht jedes Gebäude gleichermaßen für ein
in sich abgeschlossenes Mieterstrommodell geeignet ist und erschließt so
weiteres Potential für Mieterstrommodelle. An der Begrenzung der Mie-
terstromförderung auf insgesamt 500 MW im Jahr (§ 23b Absätze 2 bis 4
EEG 2017) ändert die Erweiterung nichts.“85

– Ende des Hinweisentwurfs –

84BT-Drs. 18/12728, S. 25, abrufbar unter https://www.clearingstelle-eeg-kwkg.de/mieterstromg
/material. Der in Bezug genommene Plenarbeschluss des Bundesrats ist im Anhang unter Ab-
schnitt 3.4 dokumentiert.

85BT-Drs. 18/12988, S. 34 (Vorabfassung).
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